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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE LINKE.) 


Trifft es zu, dass H. K., als er noch Mitarbeiter 
der Bundesbeauftragten für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik (BstU) 
war, Dokumente, unter Missachtung aller Vor- 
schriften der Behörde, an Journalisten weiter- 
gegeben hatte, und trifft es zu, dass dieser Ver- 
stoß keine disziplinarischen Eolgen für H. K. 
hatte (Berliner Zeitung, 12./13. Januar 2008)? 


Antwort des Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien Staatsminister Bernd Neumann 

vom 6. Februar 2008 

Zu Personalangelegenheiten äußert sich die Bundesregierung grund- 
sätzlich nicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales 


2. Abgeordneter 

Klaus 

Ernst 

(DIE LINKE.) 


Trifft die Aussage des Bundestagsabgeordne- 
ten Dr. Michael Luchs (Eraktion der CDU/ 
CSU) zu, dass gegenwärtig die Leistungen in 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
(Hartz IV) höher liegen als der Grundfreibe- 
trag in der Einkommensteuer (vgl. Erankfurter 
Rundschau, 29. Januar 2008), und wenn ja, in 
welcher Hinsicht trifft diese Aussage zu? 


Antwort des Staatssekretärs Detlef Scheele 
vom 7. Februar 2008 

Nein, die Aussage im Artikel „Konjunktur unterstützen - CSU dreht 
am Steuerrad“ der „Erankfurter Rundschau“ vom 29. Januar 2008, 
wonach „die Hartz-IV-Sätze höher lägen als der Steuer-Grundfreibe- 
trag“ trifft nicht zu. 

Die Aussage unterstellt, dass das Leistungsrecht der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende eine feste Leistungshöhe regelt. Da das Leistungs- 
recht der Grundsicherung für Arbeitsuchende verschiedene Geldleis- 
tungen mit unterschiedlichen Anspruchsvoraussetzungen regelt (z. B. 
die Regelleistung, die Leistungen für Mehrbedarfe, die Kosten für Un- 
terkunft und Heizung, die Sonderbedarfe, den befristeten Zuschlag, 
den Zuschuss zu Versicherungsbeiträgen, das Einstiegsgeld), ist be- 
reits nicht nachvollziehbar, welcher Leistungssatz im o. g. Artikel mit 
dem Grundfreibetrag im Einkommensteuerrecht verglichen werden 
sollte. Bei einem Großteil der Leistungen nach dem Zweiten Buch So- 
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zialgesetzbuch (SGB II) (z. B. Kosten für Unterkunft und Heizung) ist 
die Höhe nicht als Pauschalbetrag geregelt, so dass von einem Leis- 
tungssatz insofern nicht gesprochen werden kann. 

Im Übrigen sei darauf hingewiesen, dass die Leistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch nur 
an Hilfebedürftige erbracht werden. Hilfebedürftig ist nur, wer seinen 
eigenen (pauschalierten) Bedarf und den der mit ihm in Bedarfsge- 
meinschaft lebenden Personen nicht aus dem zu berücksichtigenden 
Einkommen und Vermögen decken kann und die erforderliche Hilfe 
nicht von anderen, insbesondere von Angehörigen oder von Trägern 
anderer Sozialleistungen erhält. Diese Personen erhalten Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhalts daher nur im Umfang ihrer Hilfe- 
bedürftigkeit. Aufgrund dieser individuellen Bedarfsprüfung und der 
daraus folgenden unterschiedlichen Leistungshöhe sowie den daneben 
bestehenden Einkommens- und Vermögensfreibeträgen ist kein gene- 
reller Eeistungssatz auszumachen. 

Sollte im o. g. Artikel die maximale Höhe der (monatlichen) Regelleis- 
tung, die im SGB II zahlenmäßig geregelt ist, und der (jährliche) 
Grundfreibetrag nach dem Einkommensteuerrecht miteinander vergli- 
chen werden, so wäre die o. g. Aussage trotz der geringen Aussage- 
kraft eines solchen Vergleichs unrichtig. 

Referenzsystem für die Eeistungen zur Sicherung des Eebensunter- 
halts im Rahmen des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (Grundsiche- 
rung für Arbeitsuchende) ist die im Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
(Sozialhilfe) geregelte Hilfe zum Eebensunterhalt. Zugleich ist nach 
den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts der im Sozialhilferecht 
anerkannte Mindestbedarf maßgeblich für die Bemessung des von der 
Einkommensteuer freizustellenden Existenzminimums. Nach dem 
letzten Existenzminimumbericht vom Oktober 2006 sind die steuer- 
lichen Ereibeträge - Grundfreibetrag für Erwachsene und Ereibeträ- 
ge für Kinder - ausreichend bemessen (vgl. Bundestagsdrucksache 
16/3265). 


3. Abgeordneter 

Klaus 

Ernst 

(DIE EINKE.) 


Hält die Bundesregierung vor dem Hinter- 
grund der Aufsichtspflicht der Bundesanstalt 
für Einanzdienstleistungsaufsicht die Informa- 
tionspolitik von Versicherungen, die die öffent- 
lich geförderte Riester-Rente verkaufen, für 
ausreichend, wenn auf den Internetseiten der 
Versicherungen in Anbetracht der Tatsache, 
dass die Anrechnung von Riester-Renten tat- 
sächlich erst beim Bezug der Grundsicherung 
im Alter erfolgt, mitgeteilt wird, das „Rie- 
stern“ sei Hartz-IV-sicher und der Staat habe 
keinen Zugriff auf das angesparte Riester-Ver- 
mögen (vgl. z. B. Internetseite der Hanse Mer- 
kur Versicherungsgruppe, Stand: 31. Januar 
2007), und hält die Bundesregierung es ange- 
sichts der tatsächlichen Komplexität der An- 
rechnungsproblematik in der Grundsicherung 
nach dem Zweiten und dem Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch für möglich, dass wegen der- 
artiger Werbestrategien von Versicherungen 
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Riester-Kunden irregeführt davon ausgehen, 
ihre Riester-Rente sei beim Bezug von Grund- 
sicherungsleistungen im Alter immer ein zu- 
sätzliches Einkommen? 

Antwort des Staatssekretärs Franz-Josef Lersch-Mense 
vom 7. Februar 2008 

Ein mit einem Riester-Vertrag angespartes Vermögen stellt weder in 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch So- 
zialgesetzbuch noch in der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs- 
minderung nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch ein anrechen- 
bares Vermögen dar. 

Das mit einem Riester-Vertrag angesparte Kapital ist während der Er- 
werbsphase geschützt, d. h. es muss bei Eintritt von Hilfebedürftigkeit 
vor Beginn der Rückzahlungsphase nicht vorzeitig aufgelöst werden. 
Dadurch wird gewährleistet, dass das angesparte Kapital im Alter für 
seine vertragsgemäße Bestimmung als ergänzendes Einkommen zur 
Bestreitung des Eebensunterhalts zur Verfügung steht. 

Bei Eintritt von Hilfebedürftigkeit nach Beendigung der Erwerbspha- 
se (in der Regel mit Erreichen eines der Regelaltersgrenze entspre- 
chenden Eebensalters) muss das Kapital ebenfalls nicht - wie die meis- 
ten anderen Kapitalvermögen - unmittelbar und vollständig aufgelöst 
werden. Es ist stattdessen entsprechend den Eörderbedingungen im 
Alter schrittweise, d. h. durch regelmäßige Zahlungen aufzulösen. 
Geht man von einer Verrentung ab Vollendung des 65. Eebensjahres 
bzw. einem der Regelaltersgrenze entsprechenden Eebensalter aus, 
dann besteht altersbedingt keine Eeistungsberechtigung mehr in der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende. 

Bezogen auf die Erwerbsphase, die der Ansparphase eines Riester- 
Vertrags entspricht, ist die Information der in der Erage genannten 
Versicherung im Internet vollständig und korrekt. Nicht eingegangen 
wird in der Information auf die sozialhilferechtliche Behandlung einer 
Riester-Rente im Alter. Es findet sich also keine Aussage über eine 
Anrechnung von Rückflüssen aus einer Riester-Rente im Alter bei Hil- 
febedürftigkeit auf einen Anspruch auf Eeistungen der Grundsiche- 
rung im Alter und bei Erwerbsminderung. 

Ob und wie in Beratungs- bzw. Verkaufsgesprächen durch die Anbie- 
ter auf die Anrechnung der Rückflüsse aus einem Riester-Vertrag im 
Alter eingegangen wird, entzieht sich der Kenntnis der Bundesregie- 
rung. Das genannte Beispiel unterstreicht jedoch Bedeutung und Not- 
wendigkeit einer umfassenden und unabhängigen Beratung vor dem 
Abschluss eines Riester-Vertrags. 


4. Abgeordnete 
Bettina 
Herlitzius 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Höhe wurden im Jahr 2007 im Rah- 
men der Eeistungen zu den Kosten für Unter- 
kunft und Heizung (nach dem SGB II) Kosten 
für Warmwasser und Heizkosten (aufgeschlüs- 
selt nach Bundesländern) geleistet, und in wel- 
chem Verhältnis stehen die übernommenen 
Kosten zu den tatsächlich anfallenden sog. 
warmen Nebenkosten? 
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Antwort des Staatssekretärs Karl-Josef Wasserhövel 
vom 4. Februar 2008 

Der Bund beteiligt sich gemäß § 46 Abs. 5 SGB II zweckgebunden an 
den nach § 22 Abs. 1 SGB II entstehenden Kosten für Unterkunft und 
Heizung, d. h. den tatsächlichen Kosten für Unterkunft und Heizung, 
soweit diese angemessen sind. Die Prüfung der Angemessenheit und 
die Steuerung dieser Ausgaben ist ausschließlich Aufgabe der Kom- 
mune. 

Auf Basis des beim Bund abgerufenen Erstattungsbetrages in Höhe 
der Bundesbeteiligung lässt sich die Höhe der Ausgaben für Kosten 
für Unterkunft und Heizung im Jahr 2007 einschätzen. Sie wird in der 
nachstehenden Tabelle dargestellt: 


Höhe der Leistungen für Unterkunft und Heizung 
im Jahr 2007 (§ 46 Abs. 6 SGB II) 


Bundesland 

Bundesbeteiligung 
2007 (Durchschnitt 
31,8%) 

Gesamtausgaben LfU 
2007 (hochgerechnet) 

Baden-W ü rttem berg 

330,0 

938 

Bayern 

312,5 

1 002 

Berlin 

436,3 

1 399 

Brandenburg 

182,5 

585 

Bremen 

63,5 

203 

Hamburg 

149,3 

479 

Mecklenburg-Vorpommern 

143,1 

459 

Niedersachsen 

394,3 

1 264 

Nordrhein-Westfalen 

1 048,0 

3 359 

Rheinland-Pfalz 

172,7 

419 

Saarland 

50,0 

160 

Sachsen 

292,3 

937 

Sachsen-Anhalt 

190,6 

611 

Schleswig-Holstein 

149,3 

478 

Thüringen 

130,6 

419 

Hessen 

287,4 

921 




Summe 

4 332,5 

13 632 


Basis: Abrechnungen der Länder bei dem BMAS, Stand Januar 2007. 


Nach Auswertungen der Bundesagentur für Arbeit (BA) auf Basis der 
vollständig mit dem Programm A2LL erfassten Arbeitsgemeinschaf- 
ten beläuft sich der durchschnittliche Anteil der Heizkosten an den 
Kosten für Unterkunft und Heizung auf etwa 12 Prozent für Gesamt- 
deutschland. 

Dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) liegen keine 
Daten hinsichtlich einer Differenzierung nach tatsächlichen und aner- 
kannten Wohnkosten vor. 
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5. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE LINKE.) 


Wann wird die Bundesregierung die bereits an- 
gekündigte Gesetzesänderung einbringen, um 
den Erhebungszeitraum der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe (EVS) von fünf Jahren 
auf drei Jahre zu verkürzen? 


Antwort des Staatssekretärs Karl-Josef Wasserhövel 
vom 7. Februar 2008 

Eine mögliche Änderung der Erhebungsperiodizität wird derzeit ge- 
prüft. 

Die aktuellen Erhebungen zur Einkommens- und Verbrauchsstichpro- 
be (gemäß § 1 Nr. 2 des Gesetzes über die Statistik der Wirtschafts- 
rechnungen privater Haushalte) werden seit Januar 2008 vom Statisti- 
schen Bundesamt und den Statistischen Ämtern der Länder durch- 
geführt. Der Erhebungszeitraum umfasst das gesamte Kalenderjahr 
2008. Im Anschluss an die Erhebung - nach Aufbereitung der Daten 
- verfügen Bundesregierung und Statistische Ämter der Länder über 
die aktuellsten Informationen zu der Ausstattung mit Gebrauchsgü- 
tern, die Einkommens-, Vermögens- und Schuldensituation sowie die 
Konsumausgaben privater Haushalte. 


6. Abgeordneter 

Jörg 

Rohde 

(EDP) 


Plant die Bundesregierung, die Sozialversiche- 
rungsleistungen für Menschen mit Behinde- 
rung, welche ihr Recht auf Teilhabe am Ar- 
beitsleben im Rahmen des trägerübergreifen- 
den Persönlichen Budgets außerhalb einer 
Werkstatt für behinderte Menschen wahrneh- 
men wollen, in eine personenbezogene Geld- 
leistung umzuwandeln, und wenn nein, warum 
nicht? 


7. Abgeordneter 

Jörg 

Rohde 

(PDP) 


Was will die Bundesregierung tun, um künftig 
die Inanspruchnahme des trägerübergreifen- 
den Persönlichen Budgets für Leistungen der 
Werkstätten für behinderte Menschen auch bei 
der Wahl von Leistungserbringern zu ermög- 
lichen, die nicht den Status einer anerkannten 
Werkstatt für behinderte Menschen haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Brandner 
vom 4. Februar 2008 

Die besonderen Regelungen zur Sozialversicherung in Werkstätten 
für behinderte Menschen, hier insbesondere zur Beitragsbemessung 
und zur Beitragserstattung in der gesetzlichen Rentenversicherung, 
sind auf die Beschäftigung in Werkstätten für behinderte Menschen 
beschränkt. 

Solange der behinderte Mensch in einer Werkstatt für behinderte 
Menschen beschäftigt ist, gelten die besonderen Regelungen zur Ver- 
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sicherungspflicht, zur Beitragsbemessung, zur Beitragstragung und 
zur Beitragserstattung. Dies gilt unabhängig davon, ob die Leistung 
der Werkstatt als Sachleistung erbracht oder ob die Leistung in der 
Form des Persönlichen Budgets ausgeführt wird. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage der 
Fraktion der FDP zu den Ursachen der geringen Inanspruchnahme 
des Persönlichen Budgets für Teilhabeleistungen in Werkstätten (Bun- 
destagsdrucksache 16/6870 vom 29. Oktober 2007) zum Ausdruck ge- 
bracht, dass alle Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben in Werkstät- 
ten grundsätzlich budgetfähig sind. Dies gilt sowohl für die Leistungen 
im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich als auch für die 
Leistungen im Arbeitsbereich der Werkstätten. 

Eine sinnvolle Einsatzmöglichkeit für das Persönliche Budget in 
Werkstätten ist beispielsweise der Übergang auf den allgemeinen Ar- 
beitsmarkt. Denkbar ist, dass ein in der Werkstatt beschäftigter und 
dort für eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt befä- 
higter behinderter Mensch sich die für den Übergang erforderlichen 
Unterstützungsleistungen (§ 5 Abs. 4 der Werkstättenverordnung) bei 
einem externen Anbieter, etwa einem Integrationsfachdienst, einkauft. 
In dieser zeitlich befristeten Unterstützungsphase behält der behinder- 
te Mensch seinen Status als Werkstattbeschäftigter mit der entspre- 
chenden sozialen Absicherung. Mit Abschluss der Unterstützungspha- 
se wird er Arbeitnehmer. Dann gelten die allgemeinen Vorschriften, 
nämlich grundsätzlich die Bemessung nach dem tatsächlichen Arbeits- 
entgelt sowie die Beitragstragung durch Arbeitgeber und Beschäftig- 
ten je zur Hälfte. Sozialversicherungsrechtliche Probleme durch die 
Nutzung eines Persönlichen Budgets gibt es hier also nicht. 

Die Möglichkeit, dass ein „werkstattberechtigter“ behinderter Mensch 
Werkstattleistungen ohne formale Anbindung an eine Werkstatt zur 
Begründung eines Arbeitsverhältnisses auf dem allgemeinen Arbeits- 
markt verwendet, besteht nicht. 

Das Persönliche Budget ist keine neue Leistungsart, sondern eine 
neue Leistungsform. Das Persönliche Budget kann deshalb nur für 
eine Leistung erbracht werden, auf die der behinderte Mensch auch 
ohne Budget einen Anspruch hat. 

Die Konzentration der Werkstattleistungen auf die Personen, die nur 
in der Werkstatt am Arbeitsleben teilhaben können, ist sachgerecht. 
Wer auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein kann, tut dies mit 
den dafür vorgesehenen Leistungen. Es ist nicht Ziel, „nicht werkstatt- 
bedürftigen“ behinderten Menschen auf einem Umweg über eine bud- 
getierte Werkstattieistung den Zugang zum allgemeinen Arbeitsmarkt 
zu eröffnen. 

Um insbesondere Personen an der Grenze zur Werkstattbedürftigkeit 
zu einem regulären Arbeitsverhältnis hinzuführen, erarbeitet das Bun- 
desministerium für Arbeit und Soziales einen Gesetzentwurf zur un- 
terstützten Beschäftigung. Während der Dauer der Maßnahme wer- 
den die behinderten Menschen sozialversicherungsrechtlich abgesi- 
chert sein, ohne dass sie allerdings Werkstattbeschäftigten gleichge- 
stellt werden. Nach Begründung eines Arbeitsverhältnisses gelten 
dann die allgemeinen Vorschriften. Durch die Umsetzung dieses Vor- 
habens wird es eine zusätzliche Maßnahme auf dem allgemeinen Ar- 
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beitsmarkt außerhalb von Werkstätten geben, mit der nicht zuletzt 
auch Fehlbelegungen im Bereich der Werkstätten für behinderte Men- 
schen entgegengewirkt werden soll. Werkstattleistungen können dann 
noch zielgerichteter bewilligt werden. Damit entsprechen wir dem Ziel 
des Koalitionsvertrags, dass mehr behinderte Menschen außerhalb 
von Werkstätten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein sollen. 


8. Abgeordneter 
Axel 
Schäfer 
(Bochum) 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung die mögliche Werks- 
schließung des Produktionsstandortes Bochum 
von Nokia für einen außergewöhnlichen Um- 
stand, der erhebliche Auswirkungen auf die 
Interessen der Arbeitnehmer hat, so dass die 
Nokia-Konzernleitung nach § 33 des Gesetzes 
über Europäische Betriebsräte rechtzeitig un- 
ter Vorlage der erforderlichen Unterlagen den 
Betriebsrat hätte darüber unterrichten und auf 
Wunsch auch anhören müssen, und welche 
Position bezieht die Bundesregierung bei den 
aktuellen Beratungen zur Reform der Euro- 
päischen-Betriebsräte-Richtlinie zu Überlegun- 
gen, durch eine Konkretisierung der bestehen- 
den Richtlinie und eine Implementierung von 
greifenden Sanktionen Verstöße von Unter- 
nehmen gegen die Richtlinie wirksam zu ahn- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Brandner 
vom 4. Februar 2008 

Mit dem Europäische Betriebsräte-Gesetz (EBRG) ist die Richtlinie 
94/45/EG des Rates vom 22. September 1994 über die Einsetzung 
eines Europäischen Betriebsrats oder die Schaffung eines Verfahrens 
zur Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer in gemeinschafts- 
weit operierenden Unternehmen und Unternehmensgruppen (EBR- 
Richtlinie) umgesetzt worden. Das Europäische Betriebsräte-Gesetz 
findet gemäß § 2 EBRG Anwendung auf gemeinschaftsweit tätige Un- 
ternehmen, die ihren Sitz in Deutschland haben. Der Unternehmens- 
sitz von Nokia ist in Finnland, so dass insoweit nicht deutsches Recht 
sondern finnisches Recht zur Anwendung kommt. In Finnland ist die 
EBR-Richtlinie durch das Gesetz vom 9. August 1996 zur Änderung 
des Gesetzes über die Zusammenarbeit in den Unternehmen umge- 
setzt worden. Die EBR-Vereinbarung bei Nokia (Nokia EuroForum- 
Vertrag) - in Kraft seit dem 13. Juni 2002 - sieht u. a. Beteüigungs- 
rechte im Fall außergewöhnlicher Umstände mit starken Auswirkun- 
gen auf Nokia-Mitarbeiter in zwei oder mehr EU-Staaten vor. Verstö- 
ße hiergegen werden nach finnischem Recht beurteilt. 

Nach Artikel 15 der EBR-Richtlinie hat die Europäische Kommission 
den Auftrag, im Benehmen mit den Mitgliedstaaten und den Sozial- 
partnern auf europäischer Ebene die Anwendung dieser Richtlinie zu 
überprüfen, um dem Rat erforderlichenfalls entsprechende Änderun- 
gen vorzuschlagen. Entsprechend den Vorgaben des EG-Vertrags hat 
die Europäische Kommission dazu im April 2004 die erste Phase der 
Sozialpartneranhörung nach Artikel 138 Abs. 2 des EG-Vertrags über 
die Notwendigkeit der Revision der EBR-Richtlinie eingeleitet. Nach- 
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dem darüber eine Einigung nicht erzielt werden konnte, beabsichtigt 
die Europäische Kommission, in Kürze die zweite Phase der Sozial- 
partneranhörung nach Artikel 138 Abs. 3 des EG-Vertrags einzuleiten 
und die Sozialpartner zum Inhalt eines möglichen Richtlinienvor- 
schlags anzuhören. Dabei wird es auch um die Gewährleistung einer 
effektiven Unterrichtung und Anhörung des Europäischen Betriebs- 
rats gehen. Die Bundesregierung begrüßt die Einbindung der Sozial- 
partner bei einer möglichen Revision der EBR-Richtlinie. 


9. Abgeordnete 

Dr. Claudia 
Winterstein 

(EDP) 


Trifft es zu, dass für die Beschäftigten der auf- 
grund des Post-Mindestlohns in die Insolvenz 
„geschickten“ PIN-Gesellschaften die Bundes- 
agentur für Arbeit die Eohnkosten übernimmt 
und die Belastungen der PIN Group AG 
durch den neu eingeführten Mindestlohn da- 
mit aufgefangen werden (EAZ, 24. Januar 
2008)? 


Antwort des Staatssekretärs Detlef Scheele 
vom 4. Februar 2008 

Die Bundesagentur für Arbeit übernimmt die Eohnkosten der in- 
solventen PIN-Gesellschaften nicht. Die BA ist lediglich die „Auszah- 
lungsstelle“ für das Insolvenzgeld, welches über eine bei den Arbeitge- 
bern erhobene Umlage finanziert wird. Über dieses wird der Netto- 
lohn für die zurückliegenden drei Monate vor dem Insolvenzereignis 
in der arbeitsrechtlich zu beanspruchenden Höhe ausgeglichen. 


10. Abgeordnete 

Dr. Claudia 
Winterstein 

(PDP) 


In welcher Höhe schlagen damit Mehrbelas- 
tungen durch den neuen Post-Mindestlohn be- 
reits jetzt auf die Bundesagentur für Arbeit 
durch? 


Antwort des Staatssekretärs Detlef Scheele 
vom 4. Februar 2008 

Für die BA ergeben sich aus o. g. Grund keine Mehrbelastungen. Zu 
einer Mehrbelastung kommt es nur bei der Insolvenzgeldversicherung. 
Deren genaue Höhe ist derzeit noch nicht feststellbar, da der für die 
Eohnabrechnung maßgebliche Mitarbeiter des Insolvenzbüros hierzu 
aufgrund der unterschiedlichen Eohnvereinbarungen in den einzelnen 
PIN-Gesellschaften keine Aussage treffen konnte (auch nicht schät- 
zungsweise). Eine gesicherte Antwort kann frühestens nach der Ent- 
geltabrechnung für Januar 2008 (in der achten oder neunten Kalen- 
derwoche) getroffen werden. 
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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


11. Abgeordneter 

Hellmut 

Königshaus 

(FDP) 


Falls nein, welche Maßnahmen hat die Bundes- 
regierung konkret ergriffen, um für die deut- 
schen Opfer des Anschlags auf das Maison de 
France eine Entschädigung seitens der Arabi- 
schen Republik Syrien zu erwirken?' 


Antwort des Staatssekretärs Georg Boomgaarden 
vom 1. Februar 2008 

Die Bundesregierung hat regelmäßig in Kontakten mit der syrischen 
Regierung ihre Erwartung einer positiven Regelung zugunsten der 
Opfer des Anschlags auf das Maison de France deutlich gemacht. 


12. Abgeordneter 

Carsten 

Müller 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt die Bundesregierung die Diskre- 
panz zwischen der in der Presse wiedergegebe- 
nen Äußerung des Bundesministers des Aus- 
wärtigen, Dr. Frank-Walter Steinmeier, dass 
Deutschland, ebenso wie die gesamte EU, die 
für März 2008 geplante Volksabstimmung in 
Taiwan über eine UN-Mitgliedschaft der Insel 
ablehne (www.welt.de) und der Gemeinsamen 
Stellungnahme der EU, die in diesem Zusam- 
menhang lediglich ihre Bedenken zum Aus- 
druck bringt (Joint Statement of the lOth 
China-EU Summit, Beijing, 28. November 
2007 unter Punkt 3, www.eu2007.pt), und wie 
wird sich zukünftig die Bundesregierung so- 
wohl selbst als auch im Rahmen der weiteren 
europäischen Außenpolitik gegenüber Taiwan 
positionieren? 


Antwort des Staatssekretärs Reinhard Silberberg 
vom 5. Februar 2008 

Die Stellungnahmen der EU zur geplanten Volksabstimmung in Tai- 
wan über eine Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen unter dem 
Namen „Taiwan“ bedeuten eine Ablehnung der Referendumspläne. 
Der Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Frank-Walter Steinmeier, 
hat diese Haltung bekräftigt. Die Bundesregierung setzt sich auch 
künftig für eine gemeinsame Haltung der EU in der Taiwan-Frage 
ein. 


13. Abgeordneter 

Christoph 

Waitz 

(FDP) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um den Grundsatz der Bun- 
destreue im Hinblick auf die Verpflichtungs- 
wirkung der UNESCO-Welterbekonvention 
gegenüber dem Freistaat Sachsen durchzuset- 


Siehe hierzu auch die Fragen 99 und 98. 
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zen, und welchen Wert haben völkerrechtliche 
Verpflichtungen, die die Bundesrepublik 
Deutschland eingeht, wenn diese von den übri- 
gen staatlichen Ebenen nicht eingehalten wer- 
den? 


Antwort des Staatsministers Gernot Erler 
vom 6. Februar 2008 

In der Frage des umstrittenen Baus der so genannten Waldschlöss- 
chenbrücke setzt sich die Bundesregierung in Gesprächen mit der 
UNESCO und den verantwortlichen Stellen der sächsischen Staats- 
regierung für eine Konsenslösung ein. Die Bundesregierung hat auf 
die möglichen Folgen eines nicht mit dem UNESCO-Welterbekomitee 
abgestimmten Brückenbaus hingewiesen. Auf die Antwort der Bun- 
desregierung in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 
12. Dezember 2007 auf die mündliche Frage 3 wird diesbezüglich ver- 
wiesen (Plenarprotokoll 16/132). 


14. Abgeordneter 

Christoph 

Waitz 

(FDP) 


Hält die Bundesregierung für den Fall, dass 
der Freistaat Sachsen sich nicht an die Ver- 
pflichtungen der UNESCO-Welterbekonven- 
tion hält bzw. erklärt, dass diese völkerrechtli- 
che Verpflichtung den Freistaat Sachsen nicht 
binde, es für erforderlich, ein unmittelbar ver- 
pflichtendes nationales Umsetzungsgesetz für 
die UNESCO-Welterbekonvention zu erlas- 
sen? 


Antwort des Staatsministers Gernot Erler 
vom 6. Februar 2008 

Auf Ebene des Bundes besteht Einvernehmen, dass das 1976 ratifizier- 
te 1 JNFSCO-t Jhereinkommen zum Schutz des Kultur- und Natur- 
erbes der Welt alle staatlichen Ebenen in Deutschland - Bund, Fänder 
und Gemeinden - gleichermaßen bindet. Die Fänder haben nach der 
Findauer Absprache ihr Einverständnis zum Abschluss der Konven- 
tion gegeben und diese durch freiwillige und eigenverantwortliche Be- 
nennung (davon insgesamt 32 Mal mit Erfolg) von Welterbestätten in 
Deutschland erfolgreich umgesetzt. Die Gültigkeitserstreckung der 
völkerrechtlichen Verträge der Bundesrepublik Deutschland ergibt 
sich nach Artikel 1 1 des Einigungsvertrages auch für die neuen Fän- 
der. Der Freistaat Sachsen hat sich aktiv und erfolgreich um Aufnah- 
me des Dresdner Elbtals in die Fiste des Welterbes bemüht. Aus Sicht 
der Bundesregierung ergibt sich daher keine Notwendigkeit für ein 
Vertragsgesetz. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


15. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(DIE LINKE.) 


Wie viele Beamte der Bundespolizei werden 
im Rahmen der vom Deutschen Bundestag 
beschlossenen Reform der Bundespolizei aus 
einzelnen Bundesländern aus dem Grenzein- 
zeldienst abgezogen, und in welchen dieser 
Länder werden die ehemaligen Grenzaufga- 
ben, einschließlich der Kontrolle der Bahnhöfe 
und der Kommunikation und Kooperation mit 
den Polizeien der Nachbarländer, von den 
Polizeien der Länder übernommen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. August Hanning 
vom 7. Februar 2008 

Die Beamtinnen und Beamten der Bundespolizei nehmen ihre einzel- 
dienstlichen Aufgaben nach dem Bundespolizeigesetz integrativ wahr 
(vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Lrak- 
tion DIE LINKE. Bundestagsdrucksache 16/7585). 

Es ist daher nicht aufschlüsselbar, wie viele Beamte der Bundespolizei 
aus dem grenzpolizeilichen Einzeldienst abgezogen werden. 

In keinem Bundesland werden grenzpolizeiliche Aufgaben von den 
Ländern zusätzlich übernommen werden. 


16. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(DIE LINKE.) 


Welche Wachen der Bundespolizei sollen im 
Rahmen der vom Deutschen Bundestag be- 
schlossenen Reform der Bundespolizei bis 
Ende 2009 geschlossen bzw. durch Dienst- 
räume ersetzt werden, die dem Publikum nicht 
zugänglich sind (bitte einzeln auflisten mit Da- 
tum der geplanten Schließung der Wachen 
bzw. deren Umwidmung)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. August Hanning 
vom 7. Februar 2008 

Die Bundespolizei kennt in der heutigen Organisation keine Wachen. 

Soweit mit diesem Begriff Einsatzabschnitte gemeint sind, werden im 
Zuge der Neuorganisation die Einsatzabschnitte in der Regel zu Re- 
vieren umbenannt. Lediglich in zehn Eällen werden aus Einsatzab- 
schnitten Dienstverrichtungsräume und in 33 Eällen werden Einsatz- 
abschnitte vollständig aufgegeben. Ein genaues Datum steht noch 
nicht fest. Welche Nutzung diese Liegenschaften dann erhalten sollen, 
wird einzelfallbezogen geprüft. 
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17. Abgeordneter 
Wolfgang 
Wieland 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie lange dauert es durchschnittlich, bis das 
Bundesamt für Migration und Elüchtlinge 
(BAME) nach Anhörung von Asylbewerbern 
aus dem Iran einen Bescheid erteilt, und wie 
lange dauert dies durchschnittlich bei der Au- 
ßenstelle Berlin? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 5. Februar 2008 

Im Jahr 2007 benötigte das Bundesamt für Migration und Elüchtlinge 
von der Anhörung eines Asylbewerbers aus dem Iran bis zum Asylbe- 
scheid im Durchschnitt 144 Kalendertage. Bei der Außenstelle Berlin 
betrug die durchschnittliche Dauer 172 Kalendertage. 


18. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(EDP) 


Wie hoch sind die jährlichen Aufwendungen 
der einzelnen Bundesministerien für Kfz-Versi- 
cherungen bzw. für die Begleichung von durch 
Verkehrsunfälle der Dienstfahrzeuge der Bun- 
desministerien verursachte Personen- bzw. 
Sachschäden, und wie hat sich die Summe der 
Aufwendungen der Bundesregierung für Kfz- 
Ver Sicherungen bzw. die Begleichung von 
Schäden bei Verkehrsunfällen in den letzten 
fünf Jahren geändert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Hans-Bernhard Bens 
vom 4. Februar 2008 

Zu den für die einzelnen Bundesministerien vorliegenden Angaben 
wird auf die Tabellen in der beigefügten Anlage verwiesen. Die An- 
gaben (in Euro) beziehen sich auf Eremd- und Eigenschäden, die 
durch Dienstkraftfahrzeuge verursacht wurden. 



Anlage 


Aufwendungen der Bundesministerien für 

Kfz-Versicherungen/Begleichung von durch Verkehrsunfälle der Dienstkraftfahrzeuge verursachte Personen- 
bzw. Sachschäden (Fremd- und Eigenschäden) 


Jahr/BM 

BK 

BMI 

BMJ 

BMF 

BMWi 

BMAS 

BMELV 

BMVg* 

Schadensbegleichung in Eigenversicherung 

2003 

5 767,11 

0,00 

426,89 

12 548,36 

3 030,94 

5 980,70 

2 400,00 

0,0 

2004 

5 327,56 

7 035,03 

0,00 

3 949,73 

3 433,31 

391,90 

7 100,00 

0,0 

2005 

1 715,59 

7 350,08 

4 200,38 

0,00 

110 362,24 

943,80 

38 000,00 

0,0 

2006 

33 087,07 

2 335,14 

3 225,71 

4 496,86 

0,00 

19 732,49 

20 800,00 

0,0 

2007 

3 276,58 

1 715,61 

4 465,40 

6 878,13 

33 300,94 

18 470,69 

11 200,00 

0,0 

Mittelwert 

9 834,78 

3 687,17 

2 463,68 

5 574,62 

30 025,94 

9 103,91 

15 900,00 

0,0 


Jahr/BM 

BMFSFJ 

BMG 

BMVBS 

BMU 

BMBF 

BMZ 

BKM 

BPA 

Schadensbegleichung in Eigenversicherung 

2003 

531 

0,00 

15 677,07 

46 700,00 

6 559,32 

2 673,48 

0,00 

11 252,53 

2004 

89 

1 707,61 

13 173,37 

24 000,00 

2 313,09 

9 553,48 

0,00 

417,90 

2005 

7 555 

10 929,81 

1 496,21 

2 200,00 

3 069,84 

4 200,72 

0,00 

11 185,68 

2006 

1 960 

4 513,60 

18 298,46 

700,00 

2 446,31 

54,98 

3 152,43 

3 946,68 

2007 

0 

3 564,82 

12 253,75 

8 200,00 

421,26 

739,61 

5 582,76 

201,70 

Mittelwert 

2 027 

4143,17 

12 179,77 

16 360,00 

2 961,96 

3 444,45 

1 747,04 

5 400,90 


Mit Einrichtung des BwFuhrparkService im gesamten Verteidigungsressort ab dem Jahr 2002 wurde die Fahrbereitschaft des BMVg 
aufgelöst; dem BMVg sind seither keine Dienstfahrzeuge mehr zugeordnet. 
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AA-Dienst-Kfz an 219 deutschen Auslandsvertretungen 


Jahr/ 

Aufwendung 

Kfz-Versicherungen 

2003 

251 957,54 

2004 

229 159,29 

2005 

175 828,49 

2006 

227 268,21 

2007 

200 760,43 

Mittelwert 

216 994,79 


Schadensbegleichung in 
Eigenversicherung 


Gesamt 


25 758,34 
101 140,53 
7 789,24 
15 774,61 
22 353,54 
34 563,25 


277 715,88 
330 299,82 
183 617,73 
243 042,82 
223 113,97 
251 558,04 


AA-Dienst-Kfz der Zentrale in Berlin und Bonn 


Jahr/ 

Aufwendung 

2003 

2004 

2005 

2006 
2007 

Mittelwert 


Schadensbegleichung in Eigenversicherung 


623,10 
13 484,48 
3 296,96 
2 804,45 
7 225,62 
5 486.92 


Gesamt- 

mittelwert 


257 044,97 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


19. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE LINKE.) 


Was unternimmt die Bundesregierung, um den 
Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor Schä- 
digungen durch Schneeballsysteme, Pyrami- 
densysteme und ähnliche betrügerische Ge- 
schäftsmodelle zu verbessern, insbesondere 
um namentlich bekannt gewordene unzuverläs- 
sige Personen aus dem Wirtschaftsleben auszu- 
schließen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach 
vom 6. Februar 2008 

Systeme progressiver Kundenwerbung wie Schneeball- und Pyrami- 
densysteme können den Straftatbestand des Betruges erfüllen oder zu- 
mindest nach § 16 Abs. 2 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbe- 
werb (UWG) strafbar sein. Nach der zuletzt genannten Vorschrift 
wird mit Ereiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe be- 
straft, „wer es im geschäftlichen Verkehr unternimmt, Verbraucher 
zur Abnahme von Waren, Dienstleistungen oder Rechten durch das 
Versprechen zu veranlassen, sie würden entweder vom Veranstalter 
selbst oder von einem Dritten besondere Vorteile erlangen, wenn sie 
andere zum Abschluss gleichartiger Geschäfte veranlassen, die ihrer- 
seits nach der Art dieser Werbung derartige Vorteile für eine entspre- 
chende Werbung weiterer Abnehmer erlangen sollen“. Die Strafver- 
folgung erfolgt nicht durch die Bundesregierung; zuständig sind die 
Staatsanwaltschaften der Länder und die Gerichte. 

Die Länder sind auch für die Durchführung der gewerberechtlichen 
Vorschriften zuständig, nach denen bekannt gewordene unzuverlässi- 
ge Personen aus dem Wirtschaftsleben ausgeschlossen werden kön- 
nen. Wer wegen einschlägiger Straftaten mit Gewerbebezug verurteilt 
worden ist, kann als unzuverlässig angesehen werden. Eür erlaubnis- 
pflichtige Gewerbe kann unter diesen Umständen die erforderliche 
Erlaubnis versagt und eine bereits erteilte Erlaubnis wieder entzogen 
werden (§ 34c Abs. 1 der Gewerbeordnung - GewO). Auch die Aus- 
übung nicht erlaubnispflichtiger Gewerbe kann untersagt werden, 
„wenn Tatsachen vorliegen, welche die Unzuverlässigkeit des Ge- 
werbetreibenden oder einer mit der Leitung des Geschäftsbetriebes 
beauftragten Person dartun, sofern die Untersagung zum Schutz der 
Allgemeinheit erforderlich ist“ (§ 35 Abs. 1 GewO). 

Einschlägige strafgerichtliche Verurteilungen ebenso wie auch die Ab- 
lehnung der Erteilung einer gewerberechtlichen Erlaubnis sowie die 
Rücknahme und der Widerruf solcher Erlaubnisse werden in das Ge- 
werbezentralregister eingetragen, das von dem zum Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums der Justiz gehörenden Bundesamt für Justiz 
geführt wird. 
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20. Abgeordneter 

Dirk 

Manzewski 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse da- 
rüber vor, wie sich die von den Bundesländern 
erbrachten Leistungen der Prozesskostenhüfe 
seit dem Jahr 2000 entwickelt haben, insbeson- 
dere, ob es zu einer Kostensteigerung bei die- 
sen Leistungen gekommen ist? 


21. Abgeordneter 

Dirk 

Manzewski 

(SPD) 


Wenn ja, liegen der Bundesregierung auch Er- 
kenntnisse darüber vor, welche Rückflüsse in- 
soweit konkret an die Staatskassen der Bundes- 
länder stattgefunden haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach 
vom 6. Februar 2008 

Der Bundesregierung liegen keine hinreichend präzisen Angaben der 
Länder zu ihren Aufwendungen im Bereich der Prozesskostenhüfe 
vor. 

Die Aufwendungen der Länder im Bereich der Prozesskostenhüfe 
sind Gegenstand des von den Ländern vorgelegten Gesetzentwurfs 
zur Begrenzung der Aufwendungen für die Prozesskostenhüfe (Pro- 
zesskostenhüfebegrenzungsgesetz - PKHBegrenzG, Bundestags- 
drucksache 16/1994). Die Länder haben hierin geltend gemacht, dass 
die Kosten für die Prozesskostenhüfe in den vergangenen fünf Jahren 
erheblich gestiegen seien. Die empirische Grundlage des vom Bundes- 
rat vorgelegten Gesetzentwurfs beruht auf allein in Baden-Württem- 
berg erhobenen Zahlen aus einer - unveröffentlichten - verfahrensbe- 
zogenen Kosten- und Leistungsrechnung. Auch die Rückflüsse an den 
Justizfiskus aufgrund von Rückzahlungen oder Erstattungen von Pro- 
zesskostenhilfe werden von den Ländern haushaltsmäßig ganz über- 
wiegend nicht gesondert erfasst. Die Bundesregierung hat daher da- 
rauf hingewiesen, dass sie es für unabdingbar hält, die Belastung der 
Landeshaushalte mit Aufwendungen für Prozesskostenhüfe (Ausga- 
ben und Rückflüsse) präziser zu erfassen, um die tatsächlichen Einspa- 
rungen des Vorhabens einzuschätzen. 

Auch anlässlich anderer Gesetzgebungsverfahren (z. B. Kostenrechts- 
modernisierungsgesetz) und auf Initiative Bremens wurde die Ent- 
wicklung der Auslagen der Länder in Rechtssachen abgefragt. Bei der 
Bewertung der Ergebnisse derartiger Länderumfragen, die für die Jah- 
re 2000 bis 2003, 2005 und 2006 vorliegen, ist aber zu berücksichti- 
gen, dass die Bundesländer eine unterschiedliche Haushaltstitel- bzw. 
Kostenartenstruktur aufweisen. Durch diese Unterschiedlichkeit ist 
eine unmittelbare Vergleichbarkeit der Daten - insbesondere der Auf- 
wendungen für PKH-Vergütungen - nicht gegeben und die Berech- 
nung von belastbaren Bundeszahlen nicht möglich. 

Die Erfassung der Aufwendungen im Bereich der Rechtspflege ist 
auch Gegenstand der Beratungen über den von der Bundesregierung 
vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Verfahrens in 
Lamiliensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit (LGG-Reformgesetz - LGG-RG, Bundestagsdrucksache 
16/6308). Die Länder haben kritisiert, der Gesetzentwurf führe zu 
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weiteren finanziellen Belastungen der Justizhaushalte der Länder. Die 
Bundesregierung hat erneut darauf hingewiesen, dass sie eine nähere 
Erfassung der Ausgaben für Prozesskostenhilfe und generell der Aus- 
lagen für Rechtssachen sowie der Einnahmen durch Rückflüsse in den 
Eänderhaushalten für geboten hält, um die notwendige Diskussion 
über die flnanziellen Auswirkungen des Reformentwurfs und über 
weitere Maßnahmen zur Entlastung der Eänderhaushalte auf einer 
präzisen Grundlage führen zu können. 

Die Bundesregierung ist daher bestrebt, im Dialog mit den Eändern 
eine aktuelle und aussagekräftige Ausgabenübersicht zusammenzustel- 
len. Das Bundesministerium der Justiz ist an die Eänder herangetreten 
und hat sie gebeten, ihre Aufwendungen im Bereich der Prozesskos- 
tenhilfe im Einzelnen aufzuschlüsseln. 


22. Abgeordneter 

Dirk 

Manzewski 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung darüber hinaus An- 
gaben darüber machen, wie sich die seit 2000 
gewährten Prozesskostenhilfeleistungen auf 
Verfahren in den einzelnen Gerichtszweigen 
verteilen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach 
vom 6. Februar 2008 

In der bei der Beantwortung der Präge 20 erwähnten Anfrage an die 
Eänder wird auch eine Aufschlüsselung der Aufwendungen für Pro- 
zesskostenhilfe nach den verschiedenen Gerichtszweigen erbeten. 


23. Abgeordneter 
Jerzy 
Montag 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf welcher Rechtsgrundlage erfolgt die Nut- 
zung der bundesweit einheitlichen elektro- 
nischen Zählkarten, mittels derer in den Eän- 
dern die strafrechtliche Verurteilung von Ju- 
gendlichen, Heranwachsenden und Erwachse- 
nen statistisch erfasst werden, und worin sieht 
die Bundesregierung die Ursache dafür, dass 
die statistische Erfassung von sog. Vorbewäh- 
rungen (§ 27 JGG) in diesen elektronischen 
Zählkarten uneinheitlich gehandhabt wird und 
damit zu falschen Ergebnissen führen kann? 


Antwort der Bundesministerin Brigitte Zypries 
vom 31. Januar 2008 

Die Durchführung der Strafverfolgungsstatistik erfolgt in den Eän- 
dern auf der Grundlage von Eandesverordnungen. Eine bundesein- 
heitliche Rechtsgrundlage gibt es für die als koordinierte Eandesstatis- 
tik geführte Erhebung nicht. Die Einheitlichkeit des Erhebungs- 
grundprogramms in den Eändern wird durch den Ausschuss für die 
Rechtspflegestatistik erreicht, der beim Statistischen Bundesamt ange- 
siedelt ist und in dem alle Eänder sowie das Bundesministerium der 
Justiz vertreten sind. 
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Zur Aufbereitung der Strafverfolgungsstatistik wird ein einheitliches 
Verbundprogramm eingesetzt. Im Rahmen der Verbundarbeiten wer- 
den den Ländern Rahmenvordrucke und beispielhafte Ausfüllanlei- 
tungen zur Verfügung gestellt. 

In diesem Rahmenvordruck bzw. in den einheitlichen Ausfüllanleitun- 
gen ist eindeutig geregelt, dass Personen, bei denen die Entscheidung 
über die Verhängung der Jugendstrafe gemäß § 27 JGG ausgesetzt 
wurde, zwar zur Grundgesamtheit in der Strafverfolgungsstatistik er- 
fasst, aber nicht als Verurteüte gezählt werden. Dass die Vorgaben zur 
Strafverfolgungsstatistik in Bezug auf § 27 JGG in den Ländern unter- 
schiedlich umgesetzt würden, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 


24. Abgeordneter 
Jerzy 
Montag 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Sieht die Bundesregierung die Gefahr, dass es 
aufgrund der bekannt gewordenen Erfassungs-, 
Eingabe- und Übermittlungsfehler im elektro- 
nischen Statistikmodul des in den Ländern 
Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein verwendeten Datenverar- 
beitungssystems MESTA (Mehrländer-Staats- 
anwaltschaft-Automation) zu inhaltlichen Ver- 
fälschungen nicht nur in den entsprechenden 
landesstatistischen, sondern auch in den bun- 
desstatistischen Erhebungen kommt, und wel- 
che Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um diesen Verfälschungen 
entgegenzuwirken? 


Antwort der Bundesministerin Brigitte Zypries 
vom 31. Januar 2008 

Eehler im elektronischen Statistikmodul des Datenverarbeitungssys- 
tem MESTA sind der Bundesregierung nicht bekannt. Soweit Eehler 
in Länderergebnissen des Strafverfolgungsstatistik aufgetreten sind, 
beruhen sie nach vorliegenden Erkenntnissen auf einer fehlerhaften 
Bedienung des Programms. 

Da die bundesstatistische Darstellung von Ergebnissen auf den landes- 
statistischen Erhebungen beruht, kann grundsätzlich nicht ausge- 
schlossen werden, dass sich Eehler bei der Datenerfassung in den Län- 
dern auf die Bundesergebnisse auswirken. 

Allerdings sind die beteiligten Stellen durch eine Vielzahl von Vorkeh- 
rungen darum bemüht, die Gefahr von Erfassungsfehlern so gering 
wie möglich zu halten. So erfolgt die Datenanlieferung zur Strafverfol- 
gungsstatistik an die statistischen Landesämter mittlerweile weitge- 
hend elektronisch (obwohl in zahlreichen Ländern die jugendrichter- 
lichen Entscheidungen noch per Papierzählkarte gemeldet werden). 
Die Grundlage für den anzuliefernden Datensatz büden der Rahmen- 
entwurf der Zählkarte bzw. Erfassungsvorgaben. Deren konkrete Um- 
setzung in die Automationsverfahren bzw. die Programmierung und 
Pflege der Automationsverfahren erfolgt dann im Zuständigkeits- 
bereich der Justizverwaltungen. 
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Die zuständigen Referenten in den statistischen Ämtern pflegen einen 
verstetigten Austausch mit den Beauftragten der Geschäftsstellenauto- 
mation, um eine korrekte Abbildung der Geschäftsdaten in der Statis- 
tik und somit die Qualität der erhobenen Strafverfolgungsdaten zu 
garantieren. Dies gilt auch für das MESTA-Verfahren. 

Ferner sind die statistischen Landesämter gehalten, zusätzlich zu den 
maschinellen Plausibilitätskontrollen des Verbundaufbereitungspro- 
gramms Sichtprüfungen auf inhaltliche Stimmigkeit durchzuführen. 

Eingabefehler lassen sich am besten durch ausreichende Schulung der 
für die Statistikmeldung zuständigen Bearbeiter vermeiden. Eine ein- 
fache maschinelle Korrektur durch die Geschäftsstellenautomations- 
verfahren ist nicht möglich. Die statistischen Ämter werden aber (über 
die Bund-Länder-Kommission für Datenverarbeitung und Rationali- 
sierung in der Justiz) mit den Betreibern der diversen Geschäftsstelle- 
nautomationsverfahren beraten, ob und wie die Eingaben besser ma- 
schinell unterstützt werden können. 


25. Abgeordnete 

Sabine 

Zimmermann 

(DIE LINKE.) 


Aus welchen Gründen verzögert sich nach 
Auffassung der Bundesregierung das Gesetz- 
gebungsverfahren des im April 2006 in erster 
Lesung behandelten Forderungssicherungsge- 
setzes (FoSiG), und welches Bundesministe- 
rium befasst sich derzeit mit welchen Regelun- 
gen des Forderungssicherungsgesetzes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach 
vom 5. Februar 2008 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über die Gründe vor, 
die einem Abschluss der parlamentarischen Beratungen über den in 
Frage stehenden Bundesratsentwurf, der auf den Vorarbeiten einer 
beim Bundesministerium der Justiz eingerichteten Bund-Länder-Ar- 
beitsgruppe beruht, bislang entgegenstanden. Innerhalb der Bundesre- 
gierung sind neben dem Bundesministerium der Justiz auch das Bun- 
desministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, das Bundes- 
ministerium für Arbeit und Soziales, das Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Technologie und das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucher schütz für die Regelungsbereiche des 
Forderungssicherungsgesetzes zuständig. Innerhalb der Bundesregie- 
rung sind das Bundesministerium der Justiz für die Regelungsmate- 
rien der Artikel 1 bis 4, 6 bis 12 sowie 15 und 16, das Bundesministe- 
rium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung für die der Artikel 5 und 
14 und das Bundesministerium für Arbeit und Soziales für die Rege- 
lungsmaterie des Artikels 1 3 federführend zuständig. 


26. Abgeordnete 

Sabine 

Zimmermann 

(DIE LINKE.) 


Vertritt die Bundesregierung die Auffassung, 
dass Werkunternehmeransprüche von Firmen 
bzw. Selbständigen aus dem Baugewerbe nicht 
im Forderungssicherungsgesetz, sondern auf 
andere Weise geregelt werden sollten, und wie 
begründet die Bundesregierung ihre Haltung? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach 
vom 5. Februar 2008 

Das Forderungssicherungsgesetz soll nach dem Entwurf nicht Rege- 
lungsort der Vorschriften über Werkunternehmeransprüche werden. 
Vielmehr sollen diese nach wie vor in § 631 ff. des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs über den Werkvertrag und ähnliche Verträge geregelt sein. 
Das Forderungssicherungsgesetz schlägt insoweit in seinem Artikel 1 
lediglich Änderungen der geltenden Vorschriften vor. Die Bundes- 
regierung hält diese Vorschläge grundsätzlich für sachgerecht; wegen 
der Einzelheiten wird auf die Stellungnahme der Bundesregierung zu 
dem Gesetzentwurf des Bundesrates verwiesen (Bundestagsdruck- 
sache 16/511, S. 28 ff.). 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


27. Abgeordnete Wie bewertet die Bundesregierung die nationa- 

Marieluise le und internationale Bedeutung des U-Boot- 

Beck Bunkers Valentin in Bremen-Farge als Ge- 

(Bremen) denkstätte an Zwangsarbeit, der im Dienst von 

(BÜNDNIS 90/ Rüstungsgroßprojekten Tausende von Men- 
DIE GRÜNEN) sehen zum Opfer fielen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. Februar 2008 

Die Bundesregierung ist sich der Geschichte des Bunkers Valentin be- 
wusst. Der Bunker ist Ort der Erinnerung und war Schauplatz aktiver 
Auseinandersetzung mit dem Terror der NS-Herrschaft. Dies gilt ins- 
besondere für die ehemaligen Zwangsarbeiter und die Angehörigen 
der seinerzeit beim Bau umgekommenen Opfer. 

Der Bunker befindet sich derzeit im militärischen Zuständigkeitsbe- 
reich des Bundesministeriums der Verteidigung. Die Bundeswehr ist 
der besonderen Bedeutung dieser Anlage gerecht geworden, indem sie 
für die Absicherung und den Betrieb des Bunkers Valentin Verantwor- 
tung übernommen hat. Außerdem haben Angehörige des dort statio- 
nierten Materialdepots mit persönlichem Engagement über ihre 
dienstlichen Pflichten hinaus Besuchern die Möglichkeit einer Besich- 
tigung der Anlage ermöglicht. 

Allerdings bestehen mittlerweile insbesondere im nichtgenutzten Rui- 
nenteil des Bunkers erhebliche Sicherheitsrisiken, so dass ein Betreten 
durch Besucher untersagt werden musste. 
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28. Abgeordnete 

Marieluise 
Beck 
(Bremen) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Nutzungsvorstellungen hat die Bun- 
desregierung bezüglich dieses einmaligen Bau- 
werks Bunker Valentin, das ab 2010 dem allge- 
meinen Grundvermögen des Bundesministe- 
riums der Einanzen zugeführt werden soll, und 
welche Kosten veranschlagt die Bundesregie- 
rung für diese Nutzung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. Februar 2008 

Die Bundeswehr hat aufgrund einer Neuorganisation ihrer Depotland- 
schaft, der auch wirtschaftliche Überlegungen zugrunde liegen, ab 
2010 keinen Bedarf mehr an der Bunkeranlage und wird sie aus der 
militärischen Nutzung freigeben. 

Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben erwartet die Zuführung 
der Eiegenschaft in ihr Vermögen nicht vor März 2011; die dadurch 
anfallenden Kosten werden noch ermittelt. Nachnutzungsinteressen- 
ten sind bislang nicht an die Bundesanstalt herangetreten. 


29. Abgeordnete 

Marieluise 
Beck 
(Bremen) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie will die Bundesregierung sicherstellen, 
dass nach dem Rückzug der Bundeswehr aus 
dem U-Boot-Bunker in Bremen-Earge weiter- 
hin Eührungen und Gedenken in Teilen des 
Bunkers stattfinden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. Februar 2008 

Errichtung und Betrieb von Gedenkstätten unterliegen grundsätzlich 
der Kulturhoheit der Eänder. Bereits zum jetzigen Zeitpunkt hat sich 
die Arbeitsgruppe „Errichtung einer nationalen Gedenkstätte“ mit 
der Erarbeitung von künftigen Nachnutzungsmöglichkeiten für die 
Bunkeranlage befasst. 

Sobald das Eand Bremen konkrete Nutzungsvorstellungen für diese 
Anlage entwickelt hat, können im Rahmen der Gedenkstättenförde- 
rung des Bundes Anträge auf Projektförderung gestellt werden. Im 
Rahmen der Gedenkstättenförderung ist die nationale beziehungswei- 
se internationale Bedeutung einer Einrichtung Eördervoraussetzung. 
Die Bundesregierung nimmt selbst jedoch keine entsprechende Bewer- 
tung von Gedenkstätten vor, sondern lässt sich in den jeweiligen kon- 
kreten Einzelfällen von einem Expertengremium beraten. 


30. Abgeordnete 

Dr. Dagmar 
Enkelmann 

(DIE EINKE.) 


Mit welchem finanziellen Aufwand haben die 
Bundesregierung sowie damit beauftragte Bun- 
desbehörden seit dem Inkrafttreten der Ries- 
ter-Rente für diese Eorm der Altersvorsorge 
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und den Abschluss entsprechender Verträge 
gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern ge- 
worben (bitte nach Jahren aufschlüsseln)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Februar 2008 

Die Bundesregierung hat zur Information der Öffentlichkeit im Zu- 
sammenhang mit der im Gesetz zur Reform der gesetzlichen Renten- 
versicherung und zur Förderung eines kapitalgedeckten Altersvorsor- 
gevermögens geregelten Riester-Rente nachstehende Maßnahmen mit 
Ausgaben in einer Gesamthöhe von 5 949 694 Euro umgesetzt: 

• Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat eine Broschüre 
veröffentlicht. 

• Das (ehemalige) Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
(BMAS) hat eine breit angelegte Kommunikationskampagne zur 
zusätzlichen privaten Altersvorsorge (Riester-Rente) durchgeführt. 

• Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat eine 
Öffentlichkeitskampagne „Altersvorsorge macht Schule“ durchge- 
führt. 

• Das ehemalige Bundesministerium für Gesundheit und Soziale 
Sicherung (BMGS) veranlasste eine Anzeigenschaltung. 

• Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz (BMELV) hat Projekte zur Verbrau cheraufklärung 
und -information umgesetzt. 

• Die Deutsche Rentenversicherung Bund (bzw. die ehemalige BfA) 
hat Broschüren veröffentlicht. 

• Das Bundespresseamt (BPA) schaltete Kinospots zur Kampagne 
„Altersvorsorge macht Schule“ zusätzlich in der Fläche in den 
neuen Bundesländern. 



Jahr 

Institution 

Maßnahme 

Ausgaben (Euro) 

2002 

BMF 

Broschüre „Vorsorgen und Steuern sparen“ 

19 500,- 


ehemaliges BMA 

Beikleber in Nachrichtenmagazinen und Publikumszeitschriften; 

Broschüren 

3 850 000,- 


Deutsche Rentenversicherung 
Bund (bzw. die ehemalige 

BfA) 

Broschüre „Tipps zur Riesterrente und ihre persönliche 

Entscheidungshilfe“; 

Broschüre „Von Ansparphase bis Zulagenstelle“ 

271 100,- 

2003 

BMF 

Broschüre „Vorsorgen und Steuern sparen“ 

18 385,- 


Deutsche Rentenversicherung 
Bund (bzw. die ehemalige 

BfA) 

Broschüre „Tipps zur Riesterrente und ihre persönliche 

Entscheidungshilfe“ 

115 000,- 

2004 

BMF 

Broschüre „Vorsorgen und Steuern sparen“ 

14611,- 


BMELV 

Projekte zur Verbraucheraufklärung und -Information - „Vorsorgender 
Verbraucher schütz in der betrieblichen und privaten Altersversorgung“ 

216 856,- 

2005 

BMF 

Broschüre „Vorsorgen und Steuern sparen“ 

84 300,- 


Deutsche Rentenversicherung 
Bund (bzw. die ehemalige 

BfA) 

Broschüre „Von Ansparphase bis Zulagenstelle“ 

14 560,- 


ehemaliges BMGS 

Anzeigenschaltung 

17 000,- 



Projekte zur Verbraucheraufklärung und -Information - „Fit in 
Altersvorsorge“ (Teilprojekt Referentenschulung) 

10 300,- 
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Jahr 

Institution 

Maßnahme 

Ausgaben (Euro) 

2006 

BMF 

Broschüre „Vorsorgen und Steuern sparen“ 

40 392,- 


BMAS 

Kampagne „Altersvorsorge macht Schule“ 

193 500,- 


BMELV 

Kampagne „Altersvorsorge macht Schule“ 

60 620,- 


Deutsche Rentenversicherung 
Bund (bzw. die ehemalige 

BfA) 

Broschüre „Von Ansparphase bis Zulage - Riestern leicht gemacht“; 
Broschüre „Ihre Checkliste für die ,Riester-Rente“‘ 

39 700,- 

2007 

BMAS 

Kampagne „Altersvorsorge macht Schule“ 

668 200,- 


BPA 

Kinospotschaltung in den neuen Bundesländern flankierend zur Kampagne 
„Altersvorsorge macht Schule“ 

50 300,- 


BPA 

Anzeigenumformatierung für Beihefter „Deutschland aktuell“ flankierend 
zur Kampagne „Altersvorsorge macht Schule“ 

370,- 


BMELV 

Kampagne „Altersvorsorge macht Schule“ 

194 680,- 


Deutsche Rentenversicherung 
Bund (bzw. die ehemalige 

BfA) 

Broschüre „Von Ansparphase bis Zulage - Riestern leicht gemacht“; 
Broschüre „Ihre Checkliste für die ,Riester-Rente“‘ 

23 700,- 

2008 

BMELV 

Kampagne „Altersvorsorge macht Schule“ 

46 620,- 

Summe der 

Ausgaben 



5 949 694,- 
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31. Abgeordnete 

Susanne 

Jaffke-Witt 

(CDU/CSU) 


In wie vielen Fällen haben nicht berücksich- 
tigte Kaufbewerber die bei der BVVG 
Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH 
eingerichteten Beiräte angerufen, und in wie 
vielen dieser Fälle sind die Beiräte der Ent- 
scheidung der BVVG gefolgt (bitte tabellarisch 
nach Bundesländern aufgliedern)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Februar 2008 


Die Beiräte nach § 4 des Ausgleichsleistungsgesetzes wurden insge- 
samt in 409 Fällen von nicht berücksichtigten Kaufbewerbern ange- 
rufen. In 244 Fällen wurde die Entscheidung der BVVG bestätigt. 


Mecklenburg- 90 Anrufungen 

Vorpommern: 67 Bestätigungen der Verkaufsentscheidung 


Brandenburg: 


Sachsen-Anhalt: 


Sachsen: 


Thüringen: 


102 Anrufungen 

50 Bestätigungen der Verkaufsentscheidung 
70 Anrufungen 

45 Bestätigungen der Verkaufsentscheidung 
63 Anrufungen 

35 Bestätigungen der Verkaufsentscheidung 
84 Anrufungen 

47 Bestätigungen der Verkaufsentscheidung. 


In 64 Fällen kam es zu keiner Beiratsentscheidung, da die Anrufungen 
zurückgezogen wurden. In 46 Fällen entschieden die Beiräte nicht, 
weil wegen der beihilferechtlichen Beanstandung der gesetzlichen 
Grundlage durch die Europäische Kommission im Jahr 1999 Forst- 
objekte neu ausgeschrieben wurden. 


32. Abgeordnete 

Susanne 

Jaffke-Witt 

(CDU/CSU) 


In wie vielen Fällen haben nicht berücksichtig- 
te Kaufbewerber gegen Entscheidungen der 
BWG beziehungsweise der Beiräte ein Ge- 
richtsverfahren angestrengt, und in wie vielen 
Fällen bestätigten die Gerichte die Entschei- 
dung der BWG beziehungsweise der Beiräte 
(bitte tabellarisch nach Bundesländern aufglie- 
dern)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Februar 2008 

In der Kürze der Zeit ist eine Aussage nur zu den nach der Novellie- 
rung von § 3 des Ausgleichsleistungsgesetzes im Jahr 2000 angestreng- 
ten Gerichtsverfahren möglich. In 18 Fällen haben nicht berücksich- 
tigte Kaufbewerber Hauptsacheverfahren bei den Gerichten ange- 
strengt. In fünf Fällen sind mittlerweile rechtskräftige Entscheidungen 
zu Gunsten der BVVG ergangen, in zwei Fällen ist die BWG rechts- 
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kräftig unterlegen. Die Verteilung der Verfahren nach Ländern ist wie 
folgt: 


Mecklenburg- 

Vorpommern: 

Brandenburg: 

Sachsen-Anhalt: 

Sachsen: 

Thüringen: 


6 Hauptsacheverfahren, 

davon 2 Entscheidungen gegen die BVVG 

3 Hauptsacheverfahren, 

davon 1 Entscheidung zu Gunsten der BWG 

3 Hauptsacheverfahren 

4 Hauptsacheverfahren, 

davon 2 Entscheidungen zu Gunsten der 
BWG 

2 Hauptsacheverfahren, 

beide Entscheidungen zu Gunsten der 

BWG. 


33. Abgeordnete 

Susanne 

Jaffke-Witt 

(CDU/CSU) 


Wie viele der seit 2002 angestrebten Verfahren 
sind derzeit noch bei Gericht anhängig, und 
welcher Anteil von der Gesamtsumme der 
Prozesskosten ist von der BVVG zu tragen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Februar 2008 

Von den seit 2002 angestrengten Hauptsacheverfahren sind derzeit 
noch acht bei Gericht anhängig: 

Mecklenburg-Vorpommern: 4 Verfahren 

Brandenburg: 1 Verfahren 

Sachsen-Anhalt: 2 Verfahren 

Sachsen: 1 Verfahren. 


Da der Ausgang der Verfahren offen ist, ist keine Aussage möglich, 
welcher Anteil von der Gesamtsumme der Prozesskosten von der 
BWG zu tragen sein wird. 


34. Abgeordnete 

Susanne 

Jaffke-Witt 

(CDU/CSU) 


Welche dieser Verfahren sind Revisionsverfah- 
ren, und wer ist in den einzelnen Bällen in Re- 
vision gegangen (bitte tabellarisch nach Bun- 
desländern aufgliedern)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Februar 2008 


Ein Revisionsverfahren ist nicht anhängig. 
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35. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE LINKE.) 


Welche Erwartungen hat die Bundesregierung 
gegenüber dem Land Berlin formuliert, die 
nicht erfüllt wurden, und wie ist in diesem Zu- 
sammenhang der Satz des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes, Dr. Thomas de Maiziere, zu ver- 
stehen: „Ich würde mir wünschen, dass Berlin 
mehr darüber redet, was sein Beitrag zur 
Hauptstadt ist.“ (BERLINER MORGEN- 
POST, 30. Januar 2008)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 5. Februar 2008 

Bundesminister Dr. Thomas de Maiziere hat deutlich gemacht, dass 
es hier nicht um die Eormulierung von Erwartungen der Bundesregie- 
rung geht, sondern um eine Erage des politischen Selbstverständnisses 
der Repräsentanten der Stadt bei der Wahrnehmung von Hauptstadt- 
funktionen. 


36. Abgeordneter 

Frank 

Schäffler 

(FDP) 


Inwieweit sieht die Bundesregierung Hand- 
lungsbedarf bezüglich der Verpflichtung zur 
Offenlegung bei Prüfverfahren der Bundesan- 
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
im Rahmen des Informationsfreiheitsgesetzes 
durch das Urteil des Verwaltungsgerichts 
Frankfurt am Main (Az. 7 E 3280/06)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Februar 2008 

Bezüglich der angefragten Gerichtsentscheidung ist bislang nur eine 
Pressemitteilung des Verwaltungsgerichts Frankfurt am Main, nicht 
aber die Tenorierung oder das schriftliche Urteil mit seinen Gründen 
bekannt. Erst nach Auswertung der schriftlichen Urteilsgründe und 
Entscheidung, ob gegen das Urteil Rechtsmittel eingelegt werden, 
lässt sich ein etwaiger Handlungsbedarf bestimmen. 


37. Abgeordneter 

Frank 

Schäffler 

(FDP) 


Ist es zutreffend, dass von 1998 bis 2004 keiner 
der Geschäftsleiter der Phoenix Kapitaldienst 
GmbH über eine notwendige KWG-Zulassung 
(KWG: Kreditwesengesetz) der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht als Ge- 
schäftsleiter verfügte? 


38. Abgeordneter 

Frank 

Schäffler 

(FDP) 


Wenn ja, könnte nach Meinung der Bundesre- 
gierung die Tolerierung eines solchen Zustands 
durch die Aufsichtsbehörden den Eintritt des 
Entschädigungsfalls bei der Phoenix Kapital- 
dienst GmbH erst ermöglicht bzw. die Höhe 
des Schadens beeinflusst haben? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 6. Februar 2008 

Das KWG sieht kein allgemeines Zulassungsverfahren für Geschäfts- 
leiter vor. Die Geschäftsleitereignung ist immer in Bezug auf ein kon- 
kretes Institut zu prüfen, zu dessen Geschäftsleiter eine Person bestellt 
werden soll. Die nach § 33 Abs. 2 KWG erforderliche fachliche Eig- 
nung wird mit Blick auf die vom Institut betriebenen Geschäfte beur- 
teilt. 

Die Phoenix Kapitaldienst GmbH wurde im Rahmen der 6. KWG- 
Novelle unter die Aufsicht des Bundesaufsichtsamtes für das Kredit- 
wesen gestellt. Unternehmen, die am 1. Januar 1998 zulässigerweise 
tätig waren und bis zum 1. April 1998 ihre nach dem KWG erlaubnis- 
pflichtige Tätigkeit und die Absicht, diese fortzuführen, dem Bundes- 
aufsichtsamt und der Deutschen Bundesbank fristgerecht anzeigten, 
galt die Erlaubnis in diesem Umfang gemäß § 64e Abs. 2 Satz 1 KWG 
als erteilt. Dieser Bestandsschutz galt auch für die Geschäftsleiter der 
neu unter Aufsicht gestellten Institute, insbesondere wenn diese schon 
langjährig im Amt waren und strafrechtlich und gewerbeaufsichtlich 
unbelastet waren. 

Im Rahmen der anschließenden Auswertung der von diesen Instituten 
nach § 64e Abs. 2 Satz 4 KWG einzureichenden Ergänzungsanzeige 
wurden regelmäßig auch die Geschäftsleiter überprüft. Im Eall der 
Phoenix Kapitaldienst GmbH ergab diese Prüfung keine Umstände, 
nach denen die Aufsicht vom Institut die Abberufung der Geschäfts- 
leiter nach § 36 KWG hätte verlangen können. 


39. Abgeordneter 

Dr. Axel 
Troost 

(DIE EINKE.) 


Wie ist jeweils in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Union, den USA, Japan 
und Kanada der steuerliche Betriebsausgaben- 
abzug von Kosten für Eorschung und Entwick- 
lung der Unternehmen geregelt (bitte tabellari- 
sche Darstellung)? 


40. Abgeordneter 

Dr. Axel 
Troost 

(DIE EINKE.) 


Wie ist jeweils in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Union, den USA, Japan 
und Kanada die steuerliche Eörderung (z. B. 
tax credit) von Kosten für Eorschung und Ent- 
wicklung der Unternehmen geregelt (bitte ta- 
bellarische Darstellung)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 1. Februar 2008 

Die steuerlichen Regelungen zum Betriebsausgabenabzug sowie die 
darüber hinaus gewährten steuerlichen Förderungen von Aufwendun- 
gen für Forschung und Entwicklung der Unternehmen in den ange- 
fragten Staaten sind in der beigefügten Übersicht dargestellt. 
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Steuerliche Förderung von Forschung und Entwicklung 
im internationalen Vergleich 


EU-Staaten 

Betriebsausgabenabzug 

bei F&E-Aufwendungen 

Zusätzliche steuerliche Förderung 

Belgien 

Unbeschränkt 

Steuergutschrift von 24,98 % bis 35,54 % für kleine 
und mittelgroße Unternehmen und 33,99 % für 
Großunternehmen. 

Bulgarien 

Unbeschränkt 

keine 

Dänemark 

Unbeschränkt 

keine 

Deutschland 

Unbeschränkt 

keine 

Estland 

Unbeschränkt 

keine 

Finnland 

Unbeschränkt 

keine 

Frankreich 

Erhöhter Betriebsausga- 
benabzug von 200 % für 
Gehälter neu eingestellter 
Wissenschaftler in den 
ersten 24 Monaten für jun- 
ge innovative Unterneh- 
men. 

Steuergutschrift von 30 % bis zu einer Höhe von 
100 Mio. EUR und von 5 % für die übersteigenden 
F&E-Aufwendungen. Für Unternehmen, welche die 
Steuergutschrift erstmalig in Anspruch nehmen oder 
welche sie in den letzten fünf Jahren nicht bean- 
sprucht hatten, erhöht sich der Satz von 30 % auf 
50 % im ersten und auf 40 % im zweiten Jahr. 

Neue innovative kleine und mittelgroße Unterneh- 
men sowie Forschungsunternehmen, die jünger als 
acht Jahre sind, erhalten eine vollständige Steuer- 
befreiung für drei Jahre. Darüber hinaus ist in den 
folgenden zwei Jahren die Hälfte des Gewinns steu- 
erbefreit. 

Griechenland 

Erhöhter Betriebsausga- 
benabzug von 150 % für 
den Zuwachs der F&E- 
Aufwendungen über dem 
Durchschnitt der vorange- 
gangenen zwei Jahre. 

keine 

Irland 

Unbeschränkt 

Steuergutschrift von 20 % des Zuwachses der 
F&E-Aufwendungen, die über den Betrag für das 
Jahr 2003 hinausgehen. 

Italien 

Unbeschränkt 

Steuergutschrift von 10 % (15 % für Forschungs- 
projekte mit öffentlichen oder universitären Einrich- 
tungen) von F&E-Aufwendungen bis zu 15 Mio. 
EUR. 

Lettland 

Unbeschränkt 

keine 

Litauen 

Unbeschränkt 

keine 

Luxemburg 

Unbeschränkt 

keine 
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EU-Staaten 

Betriebsausgabenabzug 

bei F&E-Aufwendungen 

Zusätzliche steuerliche Förderung 

Malta 

Unbeschränkt 

Steuergutschriften von 10,5 bis 35 % in Abhängig- 
keit vom Umfang des Forschungsprojekts und der 
Unternehmensgröße. 

Niederlande 

Unbeschränkt 

Arbeitgeber erhält eine Ermäßigung bei der 
Entrichtung der Lohnsteuer von 42 % der F&E- 
Lohnkosten bis zu einem Betrag von 110 000 EUR 
pro Arbeitnehmer (60 % bei Neugründungen im 
Technologiebereich) und 14 % auf den überstei- 
genden Betrag (begrenzt auf 8 Mio. EUR). 

Österreich 

Unbeschränkt 

Freibetrag für Erfindungen von 25 % der F&E- 
Aufwendungen und 35 % für den Zuwachs der 
F&E-Aufwendungen über dem Durchschnitt der 
vorangegangen drei Jahre. 

Freibetrag von 25 % der F&E-Aufwendungen bei 
Forschung innerhalb des Unternehmens (unbe- 
grenzt) und von 25 % bei Auftragsforschung (be- 
grenzt auf 100 000 EUR). 

Polen 

Unbeschränkt 

keine 

Portugal 

Unbeschränkt 

Steuergutschrift von 20 % und von 50 % für den 
Zuwachs der F&E-Aufwendungen über dem 
Durchschnitt der vorangegangenen zwei Jahre 
(begrenzt auf 750 000 EUR). 

Rumänien 

Unbeschränkt 

keine 

Schweden 

Unbeschränkt 

keine 

Slowakei 

Unbeschränkt 

keine 

Slowenien 

Erhöhter Betriebsausga- 
benabzug von 120 % (130 
% oder 140 % in beson- 
ders benachteiiigten Regi- 
onen). 

keine 

Spanien 

Unbeschränkt 

Steuergutschrift von 27 % und Steuergutschrift von 
46 % für den Zuwachs der F&E-Aufwendungen 
über dem Durchschnitt der vorangegangen zwei 
Jahre. 

Steuergutschrift von 18 % der F&E-Lohnkosten und 
von 9 % für im Zusammenhang mit der Forschung 
angeschaffte/hergestellte Wirtschaftsgüter ohne 
Grundvermögen (alternativ von 13 % bei Zusam- 
menarbeit mit öffentlichen oder universitären For- 
schungszentren). 

Tschechien 

Erhöhter Betriebsausga- 
benabzug von 200 %. 

keine 
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EU-Staaten 

Betriebsausgabenabzug 

bei F&E-Aufwendungen 

Zusätzliche steuerliche Förderung 

Ungarn 

Erhöhter Betriebsausga- 
benabzug von 200 % 

(300 % bei Grundiagen- 
oder experimenteiier For- 
schung). 

Steuergutschrift von 10 % der F&E-Lohnkosten 
verteiitauf vier Jahre. 

Vereinigtes 

Königreich 

Erhöhter Betriebsausga- 
benabzug von 150 % für 
kieine und mitteigroße Un- 
ternehmen und 125 % für 
Großunternehmen. 

keine 

Zypern 

Unbeschränkt 

keine 


Andere Staa- 
ten 



Japan 

Unbeschränkt 

Steuergutschrift von 12 % für kieine und mittei- 
große Unternehmen und 10 % für Großunterneh- 
men und von 5 % für den Zuwachs der F&E- 
Aufwendungen über dem Durchschnitt der voran- 
gegangen drei Jahre. Begrenzt auf 20 % der Steu- 
erschuid (für 2008 ist eine Erhöhung auf 30 % ge- 
piant). 

Kanada 

Unbeschränkt 

Steuergutschrift von 20 %. 

USA 

Unbeschränkt 

Steuergutschrift von 20 % für den Zuwachs der 
F&E-Aufwendungen über einen bestimmten Grund- 
betrag und Steuergutschrift von 20 % für F&E- 
Aufwendungen bei Auftragsforschung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


41. Abgeordneter 
Axel 
Schäfer 
(Bochum) 
(SPD) 


Hat nach Informationen der Bundesregierung 
im Zusammenhang mit der geplanten Produk- 
tionsverlegung vom Standort in Bochum nach 
Rumänien und Ungarn das Unternehmen 
Nokia in diesen Ländern, sei es direkt, 
z. B. durch Betriebsbeihilfen, oder indirekt, 
z. B. durch die Förderung der Erschließung 
der Werksstandorte, von öffentlichen Mitteln 
profitiert, und falls ja, welche Informationen 
liegen der Bundesregierung über eventuelle 
Mittel vor - insbesondere bezüglich der betei- 
ligten Fördertöpfe (der Mittelquellen), der 
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Mittelform (direkte Beihilfen oder indirekte 
Mittel, z. B. Infrastrukturmaßnahmen), der 
Höhe und des Zeitraumes des Mittelflusses? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 5. Februar 2008 

Die Europäische Kommission ist nach dem EG-Vertrag allein zustän- 
dig für die Kontrolle der Subventionspolitik der Mitgliedstaaten. Des- 
sen ungeachtet steht die Bundesregierung insbesondere in Kontakt 
mit der Europäischen Kommission, um Art, Umfang und rechtliche 
Zulässigkeit einer eventuellen Eörderung der beiden Standorte in Ru- 
mänien und Bulgarien durch die zuständigen Stellen überprüfen zu 
lassen. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Eörderung von Ansied- 
lungen aus nationalen öffentlichen Mitteln zulässig ist, soweit sich die- 
se innerhalb des vom europäischen Beihilfenkontrollrecht vorgegebe- 
nen Rahmens bewegt. Aus EU-Mitteln ist der Nokia-Standort in Bo- 
chum nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen 
nicht gefördert worden. Hinsichtlich europäischer Eördermittel für 
die Nokia-Standorte in Rumänien und Ungarn wird auf die Antwort 
zu Erage 42 verwiesen. 


42. Abgeordneter 
Axel 
Schäfer 
(Bochum) 
(SPD) 


Über welche Kenntnisse verfügt die Bundes- 
regierung hinsichtlich der Erage, inwieweit 
die neuen Nokia-Werke in Ungarn oder 
in Rumänien von Eördermitteln durch den 
EERE-Strukturfonds (Europäischen Eonds für 
regionale Entwicklung), Vorbeitrittshilfen 
durch EU-Programme wie PHARE oder 
I(S)PA oder nationale rumänische bzw. unga- 
rische Mittel - sei es direkt oder indirekt (z. B. 
Gewerbesteuererlässe) - profitiert haben, und 
waren diese Mittel ggf rechtlich zulässig? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 5. Februar 2008 

Die Europäische Kommission hat Presseberichten zufolge verlautbart, 
dass die Errichtung bzw. Erweiterung der Nokia-Werke in Rumänien 
und Ungarn nicht mit EU-Mitteln kofinanziert wurden. Der Parla- 
mentarische Staatssekretär beim Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie, Hartmut Schauerte, hat die zuständige EU-Kommissarin 
Danuta Hübner mit Schreiben vom 18. Januar 2008 gebeten, diese In- 
formationen zu bestätigen und zugleich Auskunft darüber zu geben, 
ob und ggf. in welchem Umfang in Rumänien und Ungarn eigens für 
Nokia Infrastrukturen geschaffen oder rehabilitiert wurden, an deren 
Einanzierung der EU-Haushalt beteiligt war. Eine Antwort der Euro- 
päischen Kommission steht noch aus. Hinsichtlich der Überprüfung 
der Rechtmäßigkeit einer eventuellen nationalen Eörderung in Rumä- 
nien und Ungarn steht die Bundesregierung in engem Kontakt mit 
den zuständigen Kommissionsdienststellen. Außerdem sind die deut- 
schen Botschaften in Bukarest und Budapest gebeten worden, zur Auf- 
klärung der Eragestellung beizutragen. 
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43. Abgeordneter 
Axel 
Schäfer 
(Bochum) 
(SPD) 


Inwiefern sind nach den der Bundesregierung 
vorliegenden Informationen durch das Unter- 
nehmen Nokia die rechtlichen Verpflichtungen 
bzw. Bindungsvorschriften, welche sich aus 
dem Unternehmen vom Bund, Land oder der 
EU gewährten Beihilfen für den Standort in 
Bochum ergaben, verletzt worden, und sind 
aus einer eventuellen Verletzung dieser Ver- 
pflichtungen Rückforderungsansprüche des 
Bundes, Landes oder der Stadt Bochum von 
Nokia ableitbar? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 5. Fehruar 2008 

Nokia hat am Standort Bochum Investitionsbeihilfen aus der Bund- 
Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur“ (GA) und FuE-Fördermittel im Wege der Projektför- 
derung aus dem Haushalt des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung (BMBF) erhalten. 

In der Frage der für Nokia gewährten Fördermittel aus der GA ist 
grundsätzlich festzuhalten, dass Bund und Länder regelmäßig gemein- 
sam den Rahmen für die Regionalförderung festlegen. Die Umset- 
zung der Regionalförderung selbst liegt dabei aber in der alleinigen 
Kompetenz der Länder. Dazu gehört neben der Auswahl der Förder- 
projekte z. B. auch die Kontrolle darüber, ob die Mittel korrekt einge- 
setzt und die Bindefristen einschließlich der Arbeitsplatzzusage einge- 
halten wurden. 

Nach Aussage des Landes hat Nordrhein-Westfalen das Nokia-Werk 
Bochum aus der GA im Rahmen des Regionalen Wirtschaftsförde- 
rungsprogramms NRW im Zeitraum 1988 bis 1999 mit rd. 60 Mio. 
Euro gefördert. Entsprechend den Regeln der GA wurde der Zu- 
schuss jeweils zur Hälfte von Bund und Land getragen. 

Die Bindefristen betrugen entsprechend der GA-Regelung fünf Jahre. 
So lange musste das geförderte Wirtschaftsgut am Standort verbleiben 
und musste das damit verbundene Arbeitsplatzziel eingehalten wer- 
den. Die Bindefrist für den Verbleib des geförderten Investitionsgutes 
am Standort wäre danach eingehalten worden. Allerdings prüft das 
Land Nordrhein-Westfalen derzeit, ob auch das mit der Investitions- 
förderung verbundene Arbeitsplatzziel voll erfüllt wurde oder ob es 
hier Ansatzpunkte für eine zumindest anteilige Rückforderung von 
GA-Mitteln gibt. 

Im Wege der Projektförderung hat Nokia aus dem Haushalt des 
BMBF im Zeitraum 1997 bis 2007 FuE-Fördermittel in Höhe von rd. 
10 Mio. Euro erhalten. Die Forschungsförderung des Bundes, soweit 
sie sich auch an die Wirtschaft richtet, hat zum Ziel, wissenschaftliche 
Erkenntnisse und technische Entwicklung zügig in neue Produkte und 
Dienstleistungen umzusetzen. Die Verwertung am Standort Deutsch- 
land steht dabei im Mittelpunkt, auch wenn zunehmend Forschungs- 
projekte in internationaler, vor allem aber europäischer, Kooperation 
durchgeführt werden. Die Pläne zur Verwertung der Ergebnisse von 
Forschungsvorhaben müssen von den Unternehmen bei Antragstel- 
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lung dargelegt und während der Projektlaufzeit fortgeschrieben wer- 
den. Diese beabsichtigte Verwertung durch das Unternehmen bzw. 
das Konsortium ist wichtiges Kriterium für die Projektauswahl. 
Kommt das Unternehmen seiner Verwertungspflicht innerhalb einer 
angemessenen Zeit nach Beendigung des Vorhabens ohne ausreichen- 
de Gründe nicht nach, erlischt das Recht der ausschließlichen Nut- 
zung. Dies ermöglicht die Nutzung der Ergebnisse durch andere (in 
Deutschland). Im Einzelfall kommt darüber hinaus gegebenenfalls ein 
Widerruf der Zuwendung in Betracht, mit der Eolge, dass Eördermit- 
tel ganz oder teilweise zurückgefordert werden. 

Vor diesem Hintergrund überprüft das BMBE derzeit, ob von Nokia 
o. g. Verpflichtungen eingehalten wurden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


44. Abgeordneter Zu welchem Anteil werden Reisen von Militär- 

Alexander bischöfen ins Ausland durch öffentliche Mittel 

Bonde finanziert, und welchen diplomatischen Status 

(BÜNDNIS 90/ haben Müitärbischöfe auf diesen Reisen? 

DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 6. Fehruar 2008 

Die Militärbischöfe erhalten für ihre Reisen ins Ausland öffentliche 
Mittel im Rahmen des Bundesreisekostenrechts. 

Einen diplomatischen Status haben sie während dieser Auslandsreisen 
nicht. 


45. Abgeordneter 

Alexander 

Bonde 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Auslandsreisen mit welchen Reise- 
zielen wurden von den beiden amtierenden Mi- 
litärbischöfen seit 2000 durchgeführt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Kossendey 
vom 6. Fehruar 2008 

Die Militärbischöfe führten seit 2000 insgesamt 19 Auslandsreisen 
durch. Sie besuchten die Truppe in den Auslandseinsätzen (Mazedo- 
nien, Kosovo, Afghanistan, Usbekistan, Bosnien und Herzegowina 
und Eibanon), die Auslandsdienststellen der Bundeswehr in den USA, 
den Niederlanden und in Italien sowie die Militärseelsorgen anderer 
Staaten (Tschechien, Schweiz, Einnland und Erankreich). 
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46. Abgeordneter Welche Anwalts- und Gerichtskosten sind im 

Dr. Peter Einzelnen der Bundesrepublik Deutschland im 

Danckert Zusammenhang mit den seit 1996 andauern- 

(SPD) den Rechtsstreitigkeiten um die militärische 

Nutzung des Truppenübungsplatzes Wittstock 
entstanden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt 
vom 2. Februar 2008 

Seit 1996 sind in den Verfahren gegen die geplante militärische Nut- 
zung des Truppenübungs- und Luft-Boden-Schießplatzes Wittstock 
durch das Bundesministerium der Verteidigung Gerichtskosten in Hö- 
he von 67 964,08 Euro gezahlt worden. Diesen stehen Erstattungen 
durch Verfahrensgegner in Höhe von 31 948,78 Euro entgegen. Im 
Saldo ergibt dies Zahlungen des Bundes in Höhe von 36 015,30 Euro. 

Weiterhin hatte der Bund aufgrund von Gerichtsbeschlüssen die An- 
waltskosten von Verfahrensgegnern in Höhe von insgesamt 42033,73 
Euro zu entrichten. 


47. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Danckert 

(SPD) 


Welche Gutachterkosten und Kosten für juris- 
tische Beratungsleistungen sind im Einzelnen 
der Bundesrepublik Deutschland durch diese 
Verfahren entstanden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt 
vom 2. Februar 2008 

An Gutachterkosten sind bislang 115 917 Euro angefallen. Bis zum 
heutigen Tage hat das Bundesministerium der Verteidigung an die den 
Bund vertretende Anwaltskanzlei Honorare in Höhe von 295 422,90 
Euro gezahlt. 

Nachfolgend sind die Ausgaben im Einzelnen dargestellt: 
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Jahr 

Gerichtskosten 

Erstattungen Zahlungen 

Anwalts- 

honorare 

(eigene/ 

fremde) 

Gutachten 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 
2001 

591,05 

7 012,94 

4 837,73 

19,76 

8 896,48 
104,92 
11 212,12 

84 042,19 
24 395,45 


2002 

808,41 

25 989,54 

21 428,93 

34 858,00 

2003 

12 096,31 

6 296,07 

49 010,00 

21 948,00 

2004 

4 037,50 

1 399,50 

49 695,37 


2005 


484,00 

2 724,02 

20 511,00 

2006 

2 117,27 

5 517,52 

63 376,25 


2007 

427,81 

8 063,93 

42 784,42 

38 600,00 

Summen 

31 948,78 

67 964,08 

36 015,30 

337 456,63 

115 917,00 


48. Abgeordnete Wie sind der aktuelle Stand der Planungen be- 

Claudia züglich der Konversion am Standort Sontho- 

Roth fen und der zeitliche Ablauf? 

(Augsburg) 

(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt 
vom 2. Februar 2008 

Das Bundesministerium der Verteidigung steht mit dem Ereistaat 
Bayern und der Gemeinde Sonthofen in intensivem Kontakt, um eine 
für alle Beteiligten vorteilhafte Eösung für die Generaloberst-Beck-Ka- 
serne und damit für die Region zu suchen. Ich bitte um Verständnis, 
dass erst mit Abschluss dieser Gespräche eine Entscheidung über eine 
Weiternutzung der Kasernen am Standort getroffen werden kann. An- 
schließend werden alle notwendigen Schritte veranlasst und unter- 
stützt, die eine zügige Entwicklung und Verwertung frei werdender 
Eiegenschaften ermöglichen. 


49. Abgeordnete 

Claudia 

Roth 

(Augsburg) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wird seitens der Bundesregierung (Bundesmi- 
nisterium der Verteidigung) an dem Vorhaben 
festgehalten, die Grünten- und die Jägerkaser- 
ne in die Generaloberst-Beck-Kaserne zu verle- 
gen, und bis wann ist mit verbindlichen Zusa- 
gen über einen Umzug der Grünten- und der 
Jägerkaserne in die Generaloberst-Beck-Kaser- 
ne zu rechnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt 
vom 2. Fehruar 2008 

Aufgrund eines von der Gemeinde Sonthofen und der bayerischen 
Staatsregierung signalisierten Interesses an der Weiternutzung der Ge- 
neraloberst-Beck-Kaserne durch die Bundeswehr hat das Bundesmi- 
nisterium der Verteidigung eine umfassende, vergleichende Untersu- 
chung vor Ort mit dem Ziel angeordnet, die Voraussetzungen für eine 
Weiternutzung der Generaloberst-Beck-Kaserne bei gleichzeitiger 
Aufgabe der Jäger- und der Grüntenkaserne unter müitärischen/funk- 
tionalen und betriebswirtschaftlichen Aspekten zu bewerten. Dabei ist 
der planerische Bedarf für die künftige Neuausrichtung der ABC/Se- 
Schule der Bundeswehr mit zu berücksichtigen. Eine abschließende 
Entscheidung dazu steht noch aus (vgl. Antwort zu Erage 48). 


50. Abgeordnete 

Claudia 

Roth 

(Augsburg) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hat die bayerische Staatsregierung ihren An- 
teil in Höhe von 5 Mio. Euro inzwischen ver- 
bindlich zugesichert, und wenn ja, in welcher 
Eorm? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Schmidt 
vom 2. Fehruar 2008 

Derzeit werden seitens des Bundesministeriums der Verteidigung Ge- 
spräche mit dem Freistaat Bayern geführt, die Möglichkeiten einer 
finanziellen Beteiligung des Freistaates Bayern zum Ziel haben. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


51. Abgeordneter 

Jens 

Ackermann 

(FDP) 


Finden die Regelungen für das Institut für 
Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesund- 
heitswesen (IQWiG) nach § 35b Abs. 1 Satz 6 
SGB V in Bezug auf Verfahrenstransparenz, 
Beachtung internationaler Standards und ange- 
messener Beteiligung der in § 35 Abs. 2 und 
§ 139a Abs. 5 SGB V Genannten auch für den 
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) analo- 
ge Anwendung, sofern der G-BA ohne Ein- 
schaltung des IQWiG Beschlüsse in Form von 
Therapiehinweisen oder Verordnungsaus- 
schlüssen fasst, die eine Nutzenbewertung von 
Arzneimitteln beinhalten, und falls nein, wa- 
rum nicht? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 4. Februar 2008 

Die Regelungen des § 35b Abs. 1 Satz 6 SGB V gelten nach dem 
Wortlaut dieser Regelung für das Institut für Qualität und Wirtschaft- 
lichkeit im Gesundheitswesen. Der Gemeinsame Bundesausschuss 
prüft, in welchen Fällen aufgrund der Besonderheit der Fragestellung 
eine Auftragserteilung an das IQWiG erforderlich ist, um Beschlüsse 
nach § 92 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 SGB V vorzubereiten. Eine analoge An- 
wendung dieser Vorschriften auf den G-BA als Beschlussgremium der 
gemeinsamen Selbstverwaltung ist nicht geboten, da für die Vorberei- 
tung der Richtlinien spezielle gesetzliche Vorschriften gelten, die eine 
hohe Verfahrenstransparenz und eine angemessene Beteiligung der 
Betroffenen gewährleisten. 

Bei der Entscheidung über Richtlinien zur Verordnung von Arznei- 
mitteln (Arzneimittelrichtlinie) hat der G-BA die Stellungnahmerechte 
der in § 92 Abs. 3a SGB V Genannten zu gewährleisten. Darüber hi- 
naus bestehen für die Vorbereitung von Therapiehinweisen gemäß 
§ 92 Abs. 2 Satz 5 SGB V zusätzlich Stellungnahmerechte für die dort 
genannten Sachverständigen. Zudem haben die Beschlüsse des G-BA 
dem allgemeinen Stand der medizinischen Erkenntnisse zu entspre- 
chen (§§ 2 und 92 SGB V). Er hat das Nähere zu Verfahren und Be- 
teiligungen in der Verfahrensordnung und der Geschäftsordnung zu 
regeln (§ 91 SGB V). 


52. Abgeordneter 

Jens 

Ackermann 

(FDP) 


Gibt es sachliche Gründe für die abweichende 
Behandlung der Stellungnahmeberechtigten, 
insbesondere der Betroffenen und der Exper- 
ten, in den Nutzenbewertungsverfahren des 
IQWiG und den eigenständigen Nutzenbewer- 
tungen des G-BA, und falls ja, wie lauten diese 
Gründe? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 4. Februar 2008 

IQWiG und G-BA sind zwei von einander unabhängige Organisatio- 
nen, die jeweils unterschiedliche Aufgaben haben. Das IQWiG ist ein 
unabhängiges wissenschaftliches Institut, während der G-BA das 
oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbstverwaltung von 
Ärzten, Zahnärzten, Psychotherapeuten, Krankenhäusern und Kran- 
kenkassen in Deutschland ist. 

Bei der Entscheidung über Richtlinien zur Verordnung von Arznei- 
mitteln (Arzneimittelrichtlinie) haben gemäß § 92 Abs. 3a SGB V fol- 
gende Interessenvertretungen Gelegenheit zur Stellungnahme: 

• Die für die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen gebil- 
deten maßgeblichen Spitzenorganisationen der pharmazeutischen 
Unternehmer, 
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• die für die Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen gebil- 
deten maßgeblichen Spitzenorganisationen der Apotheker sowie 

• die maßgeblichen Dachverbände der Ärztegesellschaften der be- 
sonderen Therapierichtungen auf Bundesebene. 

Darüber hinaus gelten für die Vorbereitung von Therapiehinweisen 
die Regelungen nach § 92 Abs. 2 Satz 5 SGB V. Damit haben zusätz- 
lich zu den oben Genannten auch Sachverständige Gelegenheit zur 
Stellungnahme, und zwar Sachverständige 

• der medizinischen Wissenschaft und Praxis, 

• der pharmazeutischen Wissenschaft und Praxis, 

• der Arzneimittelhersteller, 

• der Berufsvertretungen der Apotheker und 

• bei der Beurteilung von Arzneimitteln der besonderen Therapie- 
richtung auch Sachverständige dieser Therapierichtungen. 

Im G-BA haben die Vertretungen der Patienten sowie der chronisch 
kranken und behinderten Menschen bereits ein Mitberatungs- und An- 
tragsrecht (§ 140f SGB V), das über ein Recht zur Stellungnahme 
hinausgeht. Da sich der G-BA aus Vertretern u. a. der Kassenärzt- 
lichen Bundesvereinigung und der Spitzenverbände der Kranken- 
kassen zusammensetzt, können die Experten der medizinischen Fach- 
kreise sowie der Krankenkassen ihre Expertise unmittelbar bei diesen 
Institutionen einbringen. 


53. Abgeordneter Genügen die Entscheidungen des G-BA zur 

Jens Arzneimittelbewertung den Anforderungen 

Ackermann der europäischen Transparenzrichtlinie? 

(FDP) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 4. Februar 2008 

Soweit die Transparenzrichtlinie auf Entscheidungen des G-BA An- 
wendung findet, hat der Gesetzgeber die notwendigen verfahrens- 
rechtlichen Anforderungen geregelt. Darüber hinaus werden die ge- 
setzlichen Regelungen zu den Entscheidungen des G-BA den Zwecken 
der Transparenzrichtlinie gerecht. Der Gesetzgeber hat dafür Sorge 
getragen, dass für alle Beschlüsse des G-BA besondere gesetzliche 
Vorgaben gelten, die eine hohe Verfahrenstransparenz, eine angemes- 
sene Beteiligung der Betroffenen und eine nachvollziehbare Begrün- 
dung der Entscheidung gewährleisten. 

So werden zu allen Entscheidungen des G-BA jeweils die tragenden 
Gründe veröffentlicht. Neben den maßgeblichen medizinisch-fach- 
lichen und rechtlichen Begründungserwägungen sowie Feststellungen 
zum allgemein anerkannten Stand der medizinischen Erkenntnisse 
enthalten die tragenden Gründe jeweils auch eine ausführliche Aus- 
einandersetzung mit Einwänden und Argumenten, die die in § 92 
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Abs. 3a SGB V genannten Stellen im Stellungnahmeverfahren zu Be- 
schlüssen zu der Arzneimittelrichtlinie Vorbringen können. 

Auf das Verfahren zur Erstellung von Therapiehinweisen nach § 92 
Abs. 2 Satz 7 SGB V findet die Transparenzrichtlinie beispielsweise 
keine Anwendung. Therapiehinweise priorisieren Therapiekonzepte 
unter medizinisch-wissenschaftlichen Aspekten und nach dem Wirt- 
schaftlichkeitsgebot. Sie geben verordnungssteuernde Hinweise in 
Form von Empfehlungen zur wirtschaftlichen Verordnungsweise von 
Arzneimitteln, sind jedoch keine Verordnungseinschränkungen oder 
-ausschlüsse. § 92 Abs. 2 Satz 7 SGB V enthält lediglich eine Ermächti- 
gung des G-BA, das Nähere zu den Modalitäten einer wirtschaftlichen 
Versorgung der Versicherten mit Arzneimitteln durch den Vertrags- 
arzt in Therapiehinweisen zu regeln, mithin regelt die Norm lediglich 
das „Wie“, nicht aber das „Ob“ der Arzneimittelversorgung. 


54. Abgeordneter 

Jens 

Ackermann 

(FDP) 


Warum werden, wenn der Entwurf eines The- 
rapiehinweises, der auf einer eigenständigen 
Nutzenbewertung des G-BA beruht, zur Stel- 
lungnahme gestellt wird, keine sachlichen 
Gründe mitgeteilt, sondern erst dann, wenn 
die eingegangenen Stellungnahmen bewertet 
worden sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 4. Februar 2008 


Entwürfe von Therapiehinweisen werden den Stellungnahmeberech- 
tigten mit einer Erläuterung zum Beschluss zugestellt. Es werden die 
Rechtsgrundlagen, die Eckpunkte der Entscheidung und die Eiteratur, 
auf deren Grundlage der Therapiehinweis erstellt wurde, angegeben. 
Die Aussagen des Therapiehinweises zur wirtschaftlichen Verord- 
nungsweise, zu Indikation, Wirkungen, Wirksamkeit und Risiken 
eines Arzneimittels gründen auf der Auswertung des im Eiteraturver- 
zeichnis aufgeführten wissenschaftlichen Erkenntnismaterials, das den 
in § 92 Abs. 3a SGB V genannten anhörungsberechtigten Organisatio- 
nen im Stellungnahmeverfahren zur Verfügung gestellt wird. Anhand 
der Aufstellung der ausgewerteten Eiteratur können somit die in dem 
Therapiehinweis enthaltenen Bewertungen zur Wirtschaftlichkeit eines 
Arzneimittels inhaltlich nachvollzogen werden. Ein Verweis auf Eite- 
raturstellen, die den anerkannten Stand der wissenschaftlichen Er- 
kenntnis darstellen, ist in der Wissenschaft gängige Praxis. 


55. Abgeordnete 

Birgitt 

Bender 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tat- 
sache, dass die Ständige Impfkommission 
(STIKO) die der Bundesregierung in Aussicht 
gestellte Veröffentlichung möglicher Interes- 
senkonflikte von STIKO-Mitgliedern bis 
Ende 2007 auf den Internetseiten des Robert 
Koch-Instituts noch nicht vorgenommen hat 
(siehe Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 
16/6887)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rolf Schwanitz 
vom 4. Fehruar 2008 

Die Veröffentlichung der Angaben der STIKO-Mitglieder, die für eine 
Beurteilung des Vorliegens eines möglichen Interessenkonfliktes oder 
des Anscheins von Befangenheit relevant sind, wird zeitnah erfolgen. 


56. Abgeordnete 

Dr. Kirsten 
Tackmann 
(DIE LINKE.) 


Welche Konsequenzen hat aus Sicht der Bun- 
desregierung die im Raumordnungsbericht 
2005 dokumentierte Bestandsaufnahme, dass 
sich bei der Berücksichtigung von Gynäkolo- 
gie und Geburtshilfe als Eachabteilung der 
Grundversorgung der Anteü der Menschen, 
die mehr als 20 Minuten Eahrzeit zum Kran- 
kenhaus benötigen, von 2,3 auf 4 Prozent deut- 
lich erhöhte? 


57. Abgeordnete Welche Maßnahmen plant sie, um diese ge- 

Dr. Kirsten schlechtsspezifische (da nur Erauen betreffen- 

Tackmann de) Benachteiligung aufzuheben? 

(DIE LINKE.) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 7. Fehruar 2008 

Im Rahmen ihrer Zuständigkeit für die Krankenhausplanung obliegt 
den Ländern nach näherer landesrechtlicher Bestimmung auch die Si- 
cherstellung einer bedarfsgerechten Grundversorgung von stationären 
Leistungen der Gynäkologie und der Geburtshilfe. Da der Raumord- 
nungsbericht 2005 auch den Ländern vorliegt, geht die Bundesregie- 
rung davon aus, dass diese jeweils eigenverantwortlich prüfen, ob und 
ggf. welcher konkrete Anpassungsbedarf bei der Eortentwicklung ih- 
rer Krankenhausplanung im Hinblick auf die stationäre Grundversor- 
gung mit Leistungen der Gynäkologie und der Geburtshilfe besteht. 


58. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche der elf Standorte des Modellprojektes 
„HaLT - Alkoholvergiftete Kinder und Ju- 
gendliche“ werden weitergeführt, und durch 
wen werden diese jetzt finanziert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 4. Fehruar 2008 

Nach den der Bundesregierung gegenwärtig vorliegenden Informatio- 
nen scheint eine Weiterfinanzierung der bisherigen Standorte in 
Mecklenburg-Vorpommern und Rheinland-Pfalz nicht gesichert. In al- 
len anderen Ländern werden die vorhandenen Standorte dagegen wei- 
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tergeführt, wenn auch zumeist in kleinerem Umfang als während der 
vom Bund geförderten Modellphase. Die Finanzierung erfolgt durch 
Landes- und kommunale Mittel sowie durch die Krankenkassen. 


59. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welchen Stand haben die Gespräche der Dro- 
genbeauftragten der Bundesregierung zur Wei- 
terführung der Standorte des HaLT-Projektes, 
an denen noch keine Anschlussfinanzierung 
durch andere Träger zustande gekommen ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 4. Februar 2008 

Die Gespräche mit den Krankenkassen haben zu der Gemeinsamen 
Pressemitteüung vom 27. September 2007 geführt: Dort haben die Be- 
auftragte der Bundesregierung für Drogenfragen und der Vorstands- 
vorsitzende des IKK-Bundesverbandes als zuständiger Vertreter der 
Spitzenverbände der Krankenkassen den Verantwortlichen in den 
Kommunen empfohlen, „lokale ,HaLT-Netzwerke‘ unter Einbindung 
der gesetzlichen Krankenkassen aufzubauen, um gemeinsam die erfor- 
derlichen Maßnahmen abzustimmen und umzusetzen.“ 


60. Abgeordneter 

Dr. Harald 
Terpe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wo und in welcher Weise werden die Erkennt- 
nisse des Modellprojektes „HaLT - Alkohol- 
vergiftete Kinder und Jugendliche“ für andere 
Präventionsprojekte genutzt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 4. Februar 2008 

Die guten Ergebnisse der HaLT-Modellphase sind in einem Manual 
zusammengefasst worden, damit die praxiserprobten und bewährten 
Konzepte und Methoden auch von anderen interessierten Suchthil- 
feeinrichtungen genutzt werden können. Die erste, vom Bundesminis- 
terium für Gesundheit (BMG) finanzierte Auflage von 500 Exempla- 
ren wurde stark nachgefragt und ist bereits vergriffen. Derzeit wird 
eine ebenfalls vom BMG geförderte Neuauflage des Handbuchs erar- 
beitet. Der Inhalt ist so aufbereitet, dass er allen interessierten Einrich- 
tungen von Nutzen ist, die sich auf dem Gebiet der Alkoholprävention 
engagieren wollen, auch wenn sie nicht den spezifischen HaLT-Ansatz 
etablieren möchten. 


61. Abgeordneter Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 

Dr. Harald zu den bisherigen Ergebnissen des Transfer- 

Terpe Projektes HaLT? 

(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 4. Februar 2008 

Der Transfer erfolgt durch Seminare und Beratung und Unterstüt- 
zung bei der Implementierung vor Ort. Die Bestrebungen, HaLT mit 
Hilfe des Transferprojektes möglichst bundesweit zu etablieren, haben 
bislang Folgendes ergeben: Seit 2007 wird mit Unterstützung des 
Staatsministeriums für Gesundheit in München eine möglichst flä- 
chendeckende Implementierung von HaLT in Bayern versucht, von 
zwölf bekannten Standorten haben bereits sechs ihre Arbeit aufge- 
nommen. In Baden-Württemberg sind es bislang zwölf Standorte, an 
denen nach dem HaLT-Ansatz Alkoholprävention betrieben wird. 
Berlin wül HaLT gesamtstädtisch Vorhalten. In Sachsen-Anhalt be- 
steht der Wunsch, HaLT möglichst landesweit zu etablieren, ein 
Standort hat dort bereits die Arbeit aufgenommen. In Mecklenburg- 
Vorpommern soll HaLT an vier Orten implementiert werden. In 
Rheinland-Pfalz und auch in einigen weiteren Ländern sind die im 
Projekt HaLT verfolgten konzeptionellen Ansätze den Kommunen 
und dem ambulanten Suchtkrankenhilfesystem bekannt und werden 
mit unterschiedlichen regionalen Schwerpunktsetzungen auch umge- 
setzt. Damit hat HaLT schon jetzt eine gute Breitenwirkung erzielt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


62. Abgeordneter 

Alexander 

Bonde 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Plant die Bundesregierung beim Lärmschutz 
bei den Ausnahmeregeln für die Bahn (so ge- 
nannter Schienenbonus) Änderungen für be- 
sonders intensiv befahrene Strecken, und wann 
sind entsprechende Veränderungen oder vor- 
bereitende Forschungsergebnisse zu erwarten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 5. Februar 2008 

Nein. Bisherige Studien können nicht zum Anlass genommen werden, 
den Schienenbonus in Frage zu stellen. 

Neue Erkenntnisse aus Untersuchungen, die eine Neubewertung des 
Schienenbonus erfordern würden, wären gemäß § 43 Abs. 1 Satz 2 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes durch eine Änderung der Verkehrs- 
lärmschutzverordnung (16. BImSchV) zu berücksichtigen. Bis zu einer 
solchen Änderung sind die zuständigen Behörden an das geltende Ver- 
ordnungsrecht gebunden. 


63. Abgeordneter 

Patrick 

Döring 

(FDP) 


Bis wann glaubt die Bundesregierung, den ur- 
sprünglich für Ende 2007 anvisierten Staats- 
vertrag zwischen Dänemark und Deutschland 
zum Bau einer festen Fehmarnbeltquerung ab- 
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schließen bzw. dem Parlament vorlegen zu 
können, und welche Gründe haben dazu ge- 
führt, dass ein solcher Vertrag, entgegen der 
ursprünglich zwischen Dänemark und 
Deutschland einvernehmlich erklärten Ab- 
sicht, bis Ende 2007 noch nicht vorlag? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 1. Fehruar 2008 

Grundlage für die Verhandlungen eines Staatsvertrags mit Dänemark 
ist die am 29. Juni 2007 von den Verkehrsministern beider Staaten Un- 
terzeichnete Gemeinsame Absichtserklärung zum Vertrag über eine 
feste Fehmarnbeltquerung. Bei der konkreten Ausgestaltung der In- 
halte der Vereinbarung im Staatsvertrag stellt sich eine Vielzahl von 
Rechtsfragen, insbesondere im Zusammenhang mit der möglichen 
Übertragung von Hoheitsrechten, die noch gelöst werden müssen. 
Der Zeitpunkt einer Unterzeichnung des Staatsvertrags ist von dem 
weiteren Verlauf dieses Klärungsprozesses abhängig. Es wird eine 
schnellstmögliche Unterzeichnung angestrebt. 


64. Abgeordnete 

Diana 

Golze 

(DIE EINKE.) 


Wie sieht die momentane Auslastung bei dem 
schon weit fortgeschrittenen Ausbaustand der 
Wasserstraße von Wolfsburg nach Berlin im 
Rahmen des Verkehrsprojekts Deutsche Ein- 
heit Nr. 17 aus? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 6. Fehruar 2008 

Das Verkehrsaufkommen auf den Wasserstraßen, welche im Rahmen 
des Verkehrsprojekts Deutsche Einheit Nr. 17 (VDE 17) ausgebaut 
werden, ist unterschiedlich stark ausgeprägt. Während westlich von 
Magdeburg mit einem Güteraufkommen von bis zu 9 Mio. t bereits 
die für das Jahr 2015 prognostizierten Verkehre erreicht wurden, hat 
sich östlich von Magdeburg, in den Bereichen, welche noch von Eng- 
pässen für moderne Schiffgefäße bestimmt sind (z. B. Schleusen Wus- 
terwitz und Zerben), bisher ein Güteraufkommen von rund 3,5 Mio. t 
eingestellt. 


65. Abgeordnete 

Diana 

Golze 

(DIE EINKE.) 


Trifft es zu, dass die o. g. Wasserstraße nach 
den Prognosen des Bundesverkehrswegeplans 
1992 ausgebaut werden soll, obwohl diese 
bezüglich der zu transportierenden Mengen 
bis heute mehrfach nach unten korrigiert 
worden sind und damit das Kosten-Nutzen- 
Verhältnis sich von ursprünglich 6,3 auf 2,1 
verringert hat? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 6. Fehruar 2008 

Das VDE 17 ist auf Basis der gesamtwirtschaftlichen Bewertung im 
Zuge der Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans 1992 in den Vor- 
dringlichen Bedarf aufgenommen worden. Die Bewertung wurde 
1995 mit einer aktualisierten Verkehrsprognose nochmals überprüft, 
wobei die volkswirtschaftliche Rentabilität des Gesamtprojekts bestä- 
tigt wurde. Im Rahmen der Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans 
2003 wurden laufende Projekte nicht neu bewertet. 


66. Abgeordnete 

Diana 

Golze 

(DIE EINKE.) 


Trifft es zu, dass der derzeitige Ausbaugrad be- 
reits eine Nutzung für Großmotorgüterschiffe 
mit einer Beladung von 1 440 1 und Groß- 
schubverbände von 185 m Eänge und einer Be- 
ladung von 3 600 t gestattet, und welche Über- 
legungen gibt es, damit die bisher getätigten 
Investitionen von 1 ,2 Mrd. Euro auch zur Ent- 
lastung des Güterverkehrs auf der Straße bei- 
tragen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 6. Fehruar 2008 

Investitionen in die Wasserstraßen tragen grundsätzlich zu einer Ent- 
lastung des Güterverkehrs auf der Straße bei. 

Die das VDE 17 betreffenden Wasserstraßen lassen hinsichtlich ihres 
Ausbaugrades derzeit einen Verkehr mit Europaschiffen (85 m Eänge, 
9,5 m Breite) und 2,5 m Abladetiefe und mit Sondererlaubnis einen 
Verkehr mit Großmotorgüterschiffen (110 m Eänge, 11,4m Breite) 
mit bis zu 2,10 m Abladetiefe zu. Schubverbände mit 185 m Eänge 
sind nicht zugelassen. Mit Eertigstellung des Gesamtprojekts VDE 17 
wird ein Verkehr von Großmotorgüterschiffen mit 110 m Eänge und 
auch von Schubverbänden mit 185 m Eänge bis zu 2,80 m Abladetiefe 
möglich. 


67. Abgeordnete Worauf ist die Verlängerung der Bauzeit für 

Dr. Christel die Brücke in Krummesse über den Elbe-Eü- 

Happach-Kasan beck-Kanal über die geplante Bauzeit von 18 
(EDP) Monaten hinaus zurückzuführen, und wann ist 

mit einer Eertigstellung der Brücke auch für 
den Autoverkehr zu rechnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 5. Fehruar 2008 

Die Verzögerungen im Bauablauf sind auf eine Modifizierung des 
Ausführungskonzeptes für die Gründung, auf die Entsorgung von As- 
best beim Abbruch der Brücke, was aus den Bestandsunterlagen nicht 
ersichtlich war, und auf Probleme beim Bauablauf, die von den Auf- 
tragnehmern zu vertreten waren, zurückzuführen. Es ist vorgesehen. 
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im Februar 2008 die Brückenhauptprüfung durchzuführen und - bei 
positivem Prüfungsergebnis - anschließend für den Verkehr freizuge- 
ben. Die Endbeschichtung der Bögen und Hänger der Brücke kann 
nach derzeitigem Kenntnisstand ohne erneute Sperrung der Brücke 
durchgeführt werden. 


68. Abgeordnete 

Dr. Christel 
Happach-Kasan 

(FDP) 


Welche unerwarteten „bautechnischen Proble- 
me“ (Lübecker Nachrichten vom 19. Januar 
2008) mit dem Untergrund sind beim Bau der 
Krummesser Brücke aufgetreten, und inwie- 
weit unterscheidet sich der Baugrund der 
Krummesser Brücke von dem der Brücken in 
Genin und Kronsforde, die ebenfalls im ehe- 
maligen Stecknitztal liegen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 5. Fehruar 2008 

Die Baugrundverhältnisse der drei Brücken unterscheiden sich, auch 
wenn sich die genannten Standorte im selben Flussgebiet befinden. 
Am Standort Krummesse gibt es Weichschichten im Baugrund, die 
bis in sehr große Tiefen reichen. Aus Sicherheitsgründen mussten da- 
her während der Bauarbeiten weitere Untersuchungen durchgeführt 
und die Gründung der Brücke entsprechend modifiziert werden. 


69. Abgeordnete 

Dr. Christel 
Happach-Kasan 

(FDP) 


Wie lange dauerte der Bau der bisher in der 
Bauweise der Krummesser Brücke erneuerten 
Brücken über den Elbe-Lübeck-Kanal, und wie 
lange dauerten die dafür erforderlichen Stra- 
ßensperrungen (Genin, Kronsforde, Donner- 
schleuse, Güster, Dalldorf)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 5. Fehruar 2008 

Der Neubau dieser Brücken, einschließlich Abriss der alten Brücken, 
dauerte bei ungestörtem Bauablauf ca. 15 Monate. Davon entfallen 
ca. 10 bis 12 Monate auf die erforderliche Verkehrssperrung. Im Ein- 
zelfall kann sich die Bauzeit verlängern, wie z. B. beim Bau der Don- 
nerschleusenbrücke (Insolvenz der Auftragnehmer). Beim Neubau 
der Brücken Kronsforde und Dalldorf bestanden während der Bauzeit 
Ersatzübergänge (Kronsforde: Behelfsbrücke; Dalldorf: die alte Que- 
rung). Daher kam es hier nur zu kurzzeitigen Straßensperrungen. Für 
die Brücke Güster ist der Kreis Herzogtum Lauenburg zuständig. 


70. Abgeordnete 

Dr. Christel 
Happach-Kasan 

(FDP) 


Was wird unternommen, um die Zeit der Sper- 
rung der Brücke über das absolut notwendige 
Maß hinaus zu mindern und die Brücke mög- 
lichst bald dem Autoverkehr zur Verfügung zu 
stellen, damit unnötige Umwege vermieden 
werden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 5. Fehruar 2008 

Das Wasser- und Schifffahrtsamt Lauenburg hat den Auftragnehmer 
aufgefordert, die Arbeiten zu forcieren. Die Arbeiten sind weitgehend 
abgeschlossen. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 67 verwie- 
sen. 


71. Abgeordnete 
Bettina 
Herlitzius 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie weit ist der Planungsstand des vorgesehe- 
nen Baus von LKW-Parkplätzen an der Bun- 
desautobahn 1, Raststätten Münsterland West 
und Münsterland Ost? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 31. Januar 2008 

Die Vorplanung ist nahezu abgeschlossen. Anschließend wird ein Vor- 
entwurf von der Straßenbauverwaltung des Landes Nordrhein-Westfa- 
len aufgestellt. 


72. Abgeordnete Liegen die Ergebnisse der Umweltverträglich- 

Bettina keitsprüfung vor, und wie sehen diese aus? 

Herlitzius 
(BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 31. Januar 2008 

Die Umweltverträglichkeitsuntersuchung als Teü der Umweltverträg- 
lichkeitsprüfung ist abgeschlossen. Die Ergebnisse zeigen, dass die 
Eingriffe durch Kompensationsmaßnahmen ausgleichbar sind. Hin- 
sichtlich des Artenschutzes bleibt der Eingriff unter der Erheblich- 
keitsschwelle. 


73. Abgeordnete 

Ulrike 

Höfken 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Mit welcher Variante wül die Bundesregierung 
den geplanten Bau der Brücke auf dem Stre- 
ckenabschnitt der Bundesstraße 50n zwischen 
Ürzig und Zeltingen-Rachtig (Hochmoselüber- 
gang) finanzieren (Beteiligung eines privaten 
Investors - Mautmodell - oder eine andere 
Finanzierungsvariante ausschließlich aus der 
konventionellen Straßenbaufinanzierung), und 
welche Ergebnisse haben die hierüber bisher 
mit der Landesregierung Rheinland-Pfalz ge- 
führten Gespräche gebracht? 
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74. Abgeordnete 

Ulrike 

Höfken 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, für den 
Eall, dass eine teilweise private Einanzierung 
des sog. Hochmoselübergangs nicht zustande 
kommt, größere Anteile an der Einanzierung 
zu übernehmen als bislang geplant, und wenn 
ja, bis zu welcher Höhe insgesamt (absolut und 
prozentual in Bezug auf die Gesamtbaukos- 
ten)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 6. Fehruar 2008 

Die Eragen 73 und 74 werden wegen ihres Sachzusammenhangs 
gemeinsam beantwortet. 

Bevor über die Eorm der Einanzierung (PPP bzw. Haushaltsfinanzie- 
rung) des Projektes entschieden werden kann, ist eine Aktualisierung 
der Entscheidungsgrundlagen im Hinblick auf die derzeitigen Rah- 
menbedingungen und Kenngrößen erforderlich. Dieses Vorgehen ist 
zwischen der Bundesregierung und der Eandesregierung Rheinland- 
Pfalz im Ergebnis der bisher hierzu geführten Gespräche vereinbart 
worden. 


75. Abgeordnete 

Ulrike 

Höfken 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche anderen Bauvorhaben würden auf- 
grund einer höheren als der geplanten finan- 
ziellen Beteiligung der Bundesregierung am 
Hochmoselübergang zurückgestellt bzw. bei 
welchen Bauvorhaben würden die finanziellen 
Mittel des Bundes in welcher Höhe gekürzt 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 6. Februar 2008 

Eine Aussage zu den Auswirkungen auf andere Straßenbauprojekte 
kann erst getroffen werden, wenn über die Eorm der Einanzierung 
des Hochmoselübergangs Klarheit besteht. 


76. Abgeordneter 

Michael 

Uink 

(Heilbronn) 

(EDP) 


Welche Eisenbahnfahrzeuge kamen 2007 in 
Stuttgart Hauptbahnhof zum Einsatz (Eoko- 
motiven, Triebwagen und Wagen im Regel- 
und Sonderverkehr inklusive S-Bahn-Halle)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 5. Februar 2008 

Hierzu liegen der Bundesregierung keine Angaben vor. Auf Anla- 
ge 1 des Beschlusses des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages vom 10. Oktober 
1996 (Bundestagsdrucksache 13/6149) wird hingewiesen. 
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77. Abgeordneter 

Michael 

Link 

(Heilbronn) 

(FDP) 


Welche der oben genannten Eisenbahnfahr- 
zeuge können nach Fertigstellung des Bau- 
werks Stuttgart 21 eine Zulassung des Eisen- 
bahn-Bundesamtes erhalten, um das dann zur 
Verfügung stehende Gesamtstreckennetz zwi- 
schen S-Feuerbach und S-Bad Cannstatt in der 
nördlichen Zu- und Ausfahrt sowie S-Wangen, 
Wendlingen-Kurve und Rohr-Kurve in der 
südlichen Zu- und Ausfahrt zu befahren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 5. Februar 2008 

Der Neubau von Bahnanlagen erfordert keine erneute Zulassung des 
Eisenbahn-Bundesamtes für die Fahrzeuge, die diese Bahnanlagen be- 
fahren sollen. 


78. Abgeordneter 

Michael 

Link 

(Heilbronn) 

(FDP) 


Welche Neubeschaffungen von Wagenmaterial 
sind im Zeitraum der Jahre 2008 bis 2012 für 
welche Strecken im Bereich der DB Regio Ba- 
den-Württemberg vorgesehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 5. Februar 2008 

Die Eisenbahnverkehrsunternehmen beschaffen ihre Fahrzeuge in 
eigener unternehmerischer Verantwortung. Im Übrigen wird auf die 
Antwort zu Frage 76 hingewiesen. 


79. Abgeordneter 

Michael 

Link 

(Heilbronn) 

(FDP) 


Welche Auswirkungen sind von Stuttgart 21 
im Hinblick auf die Verteilung des zur Verfü- 
gung stehenden gesamten Wagenmaterials auf 
das Land Baden-Württemberg im Ganzen zu 
erwarten, insbesondere im Hinblick auf eine 
mögliche Konzentration neuen Wagenmate- 
rials auf die sicherheitstechnisch besonders 
anspruchsvollen Streckenabschnitte von Stutt- 
gart 21? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 5. Februar 2008 

Die Eisenbahnverkehrsunternehmen planen den Einsatz ihrer Fahr- 
zeuge in eigener unternehmerischer Verantwortung. Nach § 4 Abs. 1 
des Allgemeinen Eisenbahngesetzes sind sie verpflichtet, den Betrieb 
sicher zu führen und die Fahrzeuge in betriebssicherem Zustand zu 
halten. 
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80. Abgeordnete 

Anna 

Lührmann 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wird die Bundesregierung für die Wiederer- 
richtung des Berliner Schlosses Sachspenden 
(Eassadenteile) des Eördervereins Berliner 
Schloss akzeptieren, oder werden nur finan- 
zielle Spenden für die Eassade seitens der Bau- 
herren akzeptiert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 4. Februar 2008 


Die endgültige Klärung der Erage erfolgt im Verlauf der weiteren Pro- 
jektierung des Bauvorhabens unter Berücksichtigung der damit ver- 
bundenen bautechnischen, baulogistischen, bauvertraglichen und 
steuerrechtlichen Aspekte. Nach dem derzeitigen Sachstand bieten 
finanzielle Spenden jedoch eindeutige Vorteile. 


81. Abgeordnete 

Anna 

Lührmann 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wird die Eassade des wieder zu erbauenden 
Berliner Schlosses seitens des Architekten ge- 
plant, der den Architektenwettbewerb gewinnt, 
oder wird für die Eassade auf die Planungen 
des Architekten York Stuhlemmer zurückge- 
griffen, der vom Eörderverein Berliner Schloss 
mit den Planungen der Eassade beauftragt 
wurde? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Roth 
vom 4. Februar 2008 

Mit der Planung des Schlosses/Humboldt-Forums einschließlich der 
historischen Fassaden wird ein Preisträger/eine Preisträgerin des Rea- 
lisierungswettbewerbs beauftragt. Die der Auslobung beigefügten 
Baupläne des Architekturbüros Stuhlemmer sind Grundlage des Wett- 
bewerbs. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


82. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, sich an den 
Beschluss des Deutschen Bundestages zu hal- 
ten, einen Prüfbericht vorzulegen, den er in 
dem Entschließungsantrag (Bundestagsdruck- 
sache 14/7840) am 12. Dezember 2001 zum 
Entwurf eines Gesetzes zur geordneten Been- 
digung der Kernenergienutzung zur gewerb- 
lichen Erzeugung von Elektrizität von der 
Bundesregierung eingefordert hatte und der 
aufgrund der Bedrohungslage und nicht auszu- 
schließender terroristischer Anschläge im Rah- 
men von grundrechtlichen Handlungsmöglich- 
keiten Maßnahmen zur Verminderung der 
Gefahr und der Auswirkungen von terroristi- 
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sehen Angriffen auf Atomanlagen beinhalten 
sollte, sowie den sich aus den Überprüfungen 
und des zu diesem Zeitpunkt bestehenden 
Stands von Wissenschaft und Technik ergeben- 
den Handlungsbedarf zur Verbesserung eines 
sicheren Betriebs von Atomkraftwerken, von 
Einrichtungen zur Lagerung bzw. zum 
Transport von Kernbrennstoffen sowie 
erforderlichenfalls darüber hinausgehende 
Maßnahmen enthalten sollte, und falls ja, 
wann beabsichtigt die Bundesregierung, den 
Bericht vorzulegen, nicht zuletzt angesichts 
der Aufforderung des Deutschen Bundes- 
tages vom 12. Dezember 2001, den Bericht 
„schnellstmöglich“ vorzulegen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug 
vom 4. Februar 2008 

Die zitierte Entschließung des Deutschen Bundestages, die er bei Ver- 
abschiedung des Gesetzes zur geordneten Beendigung der Nutzung 
der Kernenergie zur geordneten Erzeugung von Elektrizität beschlos- 
sen hat, nimmt Bezug auf Maßnahmen, die aufgrund der veränderten 
Bedrohungslage, insbesondere durch nicht auszuschließende terroristi- 
sche Anschläge auf Atomanlagen oder Atomtransporte, im Rahmen 
der grundrechtlichen Handlungsmöglichkeiten erforderlich sein könn- 
ten. Diese Maßnahmen seien bei Verabschiedung des Gesetzes noch 
nicht hinreichend erkennbar gewesen, da die Prüfung der mit dem 
sicheren Betrieb solcher Anlagen beauftragten Behörden sowie der in 
diesem Rahmen beratend tätigen Institutionen noch andauerten. 

Die Bundesregierung hat seit 2001 mehrfach sowohl im Ausschuss für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit des Deutschen Bundesta- 
ges als auch in Antworten auf parlamentarische Anfragen zur Siche- 
rung und zur Sicherheit kerntechnischer Anlagen vor terroristischen 
Bedrohungen einschließlich eines gezielten Plugzeugabsturzes Stel- 
lung genommen. Bundesminister Sigmar Gabriel hat insbesondere in 
der Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi- 
cherheit des Deutschen Bundestages am 20. Juni 2007 umfassend be- 
richtet. Die Sitzung hat unter Geheimschutzbedingungen stattgefun- 
den. Da die entscheidenden Informationen dem Geheimschutz gemäß 
dem Sicherheitsüberprüfungsgesetz unterliegen, kommt die Veröffent- 
lichung eines umfassenden schriftlichen Berichts nicht in Betracht. 


83. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie sollen aus Sicht der Bundesregierung die 
Technologien, die aus regenerativ erzeugter 
Abwärme Strom erzeugen, wie z. B. ORC-An- 
lagen, in Verbindung mit der Abwärmenut- 
zung von Biogasanlagen in den Genuss des 
Technologiebonus gelangen, wenn für sie ei- 
nerseits ein Betrieb in Kraft-Wärme-Kopplung 
vorgeschrieben ist und andererseits ihre An- 
wendung in der Negativliste des Regierungs- 
entwurfs zur Novelle des Erneuerbare-Ener- 
gien-Gesetzes aufgenommen wird, und ist die 
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Regierung der Ansicht, dass zumindest der 
Teil des Stroms der Gesamtanlage den Bonus 
für Kraft-Wärme-Kopplung erhalten sollte, der 
durch solche Technologien erzeugt wird, die in 
der Liste der Anlage 3 des Gesetzentwurfs ste- 
hen, die aufzeigt, welche Technologien den 
Technologiebonus erhalten sollten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller 
vom 4. Fehruar 2008 

Für die Vergütung von Technologien, die Biogasanlagen nachgeschal- 
tet werden und aus deren Abwärme Strom erzeugen (z. B. Organic- 
Rankine-Cycle-Anlagen, ORC-Anlagen), ist § 27 des Regierungsent- 
wurfs zur Neufassung des EEG (EEG 2009-E) maßgeblich. Danach 
fällt für sämtlichen im Blockheizkraftwerk und in der ORC-Anlage er- 
zeugten Strom die Grundvergütung des § 27 Abs. 1 EEG 2009-E an. 
Die Voraussetzungen für den Anspruch auf den Technologiebonus 
und den Bonus für Kraft-Wärme-Kopplung (KWK-Bonus) ergeben 
sich aus den Anlagen 1 und 3 zum EEG 2009-E. 

Mit dem Technologiebonus soll ein Anreiz zum Einsatz innovativer, 
besonders energieeffizienter und damit umweit- und klimaschonender 
Anlagentechniken gesetzt werden. Der Anspruch besteht nach § 27 
Abs. 4 Nr. 1 i. V. m. Anlage 1 Nr. 3 EEG 2009-E, soweit der Strom 
mittels ORC-Anlagen gewonnen und die Anlage in Kraft-Wärme- 
Kopplung mit einer Wärmenutzung nach Anlage 3 zum EEG 2009-E 
betrieben wird. Dabei muss also die Nutzung der Abwärme der ORC- 
Anlage den Anforderungen der Anlage 3 zum EEG 2009-E entspre- 
chen; an die Abwärmenutzung aus dem Blockheizkraftwerk werden 
keine materiellen Anforderungen gestellt. Nach Anlage 3 zum EEG 
2009-E ist insbesondere erforderlich, dass eine Wärmenutzung im 
Sinne der Positivliste vorliegt oder die Wärmenutzung nachweislich 
fossile Energieträger ersetzt. Das Vorliegen der Voraussetzungen der 
Anlage 3 zum EEG 2009-E hat einerseits zur Folge, dass für den in 
der ORC-Anlage erzeugten Strom Anspruch auf den Technologiebo- 
nus besteht und andererseits, dass für den der Wärmenutzung entspre- 
chenden Stromanteil der KWK-Bonus beansprucht werden kann. 

Für den der Abwärmenutzung aus dem Blockheizkraftwerk entspre- 
chenden Stromanteil besteht hingegen kein Anspruch auf den KWK- 
Bonus (vgl. Anlage 3 Abschnitt IV Nr. 4). Diese Wärmenutzung, die 
allein der ORC-Anlage dient, wird bereits mit dem Technologiebonus 
für den in der ORC-Anlage erzeugten Strom gefördert. Für eine zu- 
sätzliche Förderung über den KWK-Bonus besteht auch vor dem Hin- 
tergrund kein Bedarf, dass bei der Abwärmenutzung von Biogasanla- 
gen in ORC-Anlagen nicht die üblicherweise bei Wärmenutzungen an- 
fallenden Investitionen wie Leitungen und Pumpen erforderlich sind. 


84. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Auf welche Gesamthöhe schätzt die Bundes- 
regierung die Kosten für die Entsorgung von 
radioaktiven Betriebsabfällen und bestrahlten 
Brennelementen sowie für die Stilllegung und 
Entsorgung sämtlicher in Deutschland jemals 
zum Zwecke der Stromerzeugung betriebener 
Kernkraftwerke? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller 
vom 7. Fehruar 2008 

Zunächst wird verwiesen auf die Antworten der Bundesregierung auf 
Frage 32 der Großen Anfrage der Fraktion der FDP „Perspektiven 
der Kernenergienutzung am Standort Deutschland im Innovations- 
jahr 2004“ (Bundestagsdrucksache 15/4680), auf die Fragen 17 und 
23 der Großen Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
„Gestaltung einer ergebnisoffenen transparenten Endlagersuche mit 
großer Öffentlichkeitsbeteüigung“ (Bundestagsdrucksache 16/2690) 
und auf die Antwort auf Ihre schriftliche Frage 47 (Bundestagsdruck- 
sache 16/6303). Schätzungen über die Gesamthöhe der Kosten für die 
Entsorgung von radioaktiven Betriebsabfällen und bestrahlten Brenn- 
elementen sowie für die Stüllegung und Entsorgung sämtlicher in 
Deutschland jemals zum Zweck der Stromerzeugung betriebener 
Kernkraftwerke werden von der Bundesregierung nicht vorgenom- 
men. 


85. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinhurg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele minder gefährliche und wie viele 
hoch gefährliche Gifttiere werden nach Kennt- 
nis der Bundesregierung in deutschen Haushal- 
ten gehalten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug 
vom 5. Fehruar 2008 

Der Bundesregierung ist die Anzahl gefährlicher Gifttiere, die in Pri- 
vathaushalten gehalten werden, nicht bekannt, da insoweit keine gene- 
relle Meldepflicht besteht. 


86. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinhurg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Über welche Daten für das Jahr 2006 verfügt 
die Bundesregierung hinsichtlich meldepflichti- 
ger Vorfälle mit giftigen Tieren in Haushalten 
(unterteilt nach Vorfällen mit heimischen und 
mit importierten Tieren)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug 
vom 5. Fehruar 2008 

In 2006 wurden dem Bundesinstitut für Risikobewertung keine Vorfäl- 
le mit giftigen Tieren, die in privaten Haushalten gehalten werden, ge- 
meldet. 
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87. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele auf giftige Haustiere zurückgehende 
Unfälle wurden 2006 in Deutschland regist- 
riert (nach Schweregrad, Ausgang), und wie 
viele Kinder waren ggf. davon betroffen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug 
vom 5. Februar 2008 

Siehe Antwort zu Erage 86. 


88. Abgeordnete 

Undine 

Kurth 

(Quedlinburg) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Sieht die Bundesregierung Handlungsbedarf 
hinsichtlich einer bundeseinheitlichen Rege- 
lung zur privaten Haltung gefährlicher und 
exotischer Tiere? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug 
vom 5. Februar 2008 

Die Bundesregierung sieht keinen Handlungsbedarf hinsichtlich einer 
bundeseinheitlichen Regelung zur privaten Haltung gefährlicher und 
exotischer Tiere. 


89. Abgeordneter 

Carsten 

Müller 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Aufgrund welcher Gesichtspunkte spricht sich 
die Bundesregierung für eine Festlegung des 
C02-Emissionswerts gerade auf 120 g C02/km 
im Rahmen der geplanten EU-Maßnahmen 
zur C02-Einsparung aus, und wie stellt die 
Bundesregierung, die laut Antwort des Bun- 
desministeriums für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU) auf die schriftliche 
Frage 54 auf Bundestagsdrucksache 16/7676 
bereits offensichtlich von Strafzahlungen für 
die Automobilindustrie ausgeht, auf europäi- 
scher Ebene sicher, dass gerade nicht nur die 
im internationalen Vergleich besonders inno- 
vationskräftige und innovationstreibende deut- 
sche Automobilindustrie zu hohen Strafzahlun- 
gen herangezogen wird, sondern ebenfalls die- 
jenigen Hersteller, die aufgrund ihrer starken 
Produktionszahlen in den Segmenten Kleinwa- 
gen bis Mittelklassewagen erwiesenermaßen 
bisher große C02-Einsparpotenziale ungenutzt 
lassen und auch nach den bisher vorgesehenen 
europäischen Planungen nicht dazu angehalten 
werden würden, diese zu nutzen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller 
vom 4. Fehruar 2008 

Der Zielwert der EU von 120 g C02/km wurde vom Europäischen 
Parlament und vom Rat im Rahmen der Diskussionen um die Ge- 
meinschaftsstrategie zur Minderung der C02-Emissionen von Perso- 
nenkraftwagen und zur Senkung des Kraftstoffverbrauchs bereits im 
Jahr 1996 festgelegt. Der Europäische Rat hat im Juni 2007 dieses 
Ziel erneut bekräftigt. Die Bundesregierung unterstützt dieses Ziel 
nach wie vor, setzt sich jedoch für Änderungen des von der Euro- 
päischen Kommission vorgelegten Verordnungsvorschlags ein. Alle 
Eahrzeugsegmente müssen einen Beitrag zur Minderung leisten. Rege- 
lungen müssen so ausgestaltet werden, dass Eahrzeughersteller die An- 
forderungen tatsächlich erreichen können. 


90. Abgeordneter 

Carsten 

Müller 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die im Jahr 
2007 stark gesunkene Zahl von Überschreitun- 
gen der Eeinstaubgrenzwerte an bundesweit 
nur noch 23 Messstationen und die starke 
Verringerung der Zahl von Überschreitungs- 
tagen im Zusammenhang mit der Errichtung 
von Umweltzonen („Kampf gegen ein Phan- 
tom“, EAZ.NET, 3. Januar 2008), und in 
welcher Weise beabsichtigt die Bundes- 
regierung hinsichtlich der Verordnung zur 
Kennzeichnung emissionsarmer Kraftfahr- 
zeuge (35. BImSchV) auf die festgestellten 
Messwerte zu reagieren, insbesondere vor dem 
Hintergrund der Praktikabilität, des Bürokra- 
tieabbaus und der Belastung der Bürgerinnen 
und Bürger sowie der Wirtschaft durch das 
Aussprechen von Eahrverboten, den Plaketten- 
erbewerb, etwaige Bußgelder sowie drastisch 
sinkende Gebrauchtwagenpreise aufgrund des 
entstehenden Wertverlustes? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Michael Müller 
vom 4. Fehruar 2008 

Maßnahmen zur Feinstaubminderung sind aus Gesundheitsschutz- 
gründen weiterhin unbedingt erforderlich, da nach Erkenntnissen der 
Weltgesundheitsorganisation die Feinstaubbelastung in Deutschland 
nach wie vor erheblich zu hoch ist. An dieser Tatsache ändert auch die 
im Jahr 2007 im Vergleich zu 2006 stark gesunkene Zahl von Über- 
schreitungen der Eeinstaubgrenzwerte nichts. 

Die aktuell gemessene Feinstaubbelastung in der Umgebungsluft 
hängt nicht nur von der Menge der emittierten Schadstoffe ab, son- 
dern sie ist auch wetterabhängig. Zum Beispiel nimmt die Schadstoff- 
konzentration trotz unveränderter Emissionen bei starken Winden 
oder andauernden Regenfällen ab. Andererseits kommt es bei winter- 
lichen Hochdruckwetterlagen, die den Euftaustausch durch Inversio- 
nen und geringe Windgeschwindigkeit behindern, zu einem Ansteigen 
der Schadstoffkonzentrationen. 
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Infolge dieser Wetterabhängigkeit schwankt die Anzahl der Grenz- 
wertüberschreitungen von Jahr zu Jahr. Da die beschlossenen und in 
Vorbereitung befindlichen Feinstaubminderungsmaßnahmen, wie 
zum Beispiel die schärferen Abgasstandards für Kraftfahrzeuge, ihre 
volle Wirkung erst in einigen Jahren entfalten werden, nehmen die 
Feinstaubemissionen zurzeit nur langsam ab. Deshalb muss damit ge- 
rechnet werden, dass bei ungünstigem Wetter die Zahl der Überschrei- 
tungen der Feinstaubgrenzwerte in den nächsten Jahren gegenüber 
2007 wieder zunehmen wird. 

Aus Sicht der Bundesregierung ist somit die im Jahr 2007 wetterbe- 
dingt niedrige Anzahl von Grenzwertüberschreitungen kein Anlass 
zur Änderung der 35. BImSchV. Die eingeleiteten Maßnahmen zur 
Feinstaubreduzierung müssen fortgeführt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


91. Abgeordneter 

Hans-Josef 

Fell 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wird die Entfernung des Finanzdeckels für die 
nukleare Sicherheitsforschung im Herbst 2007 
für die Finanzierung der Erneuerbare-Ener- 
gien-Forschung im Forschungsbudget der 
Helmholtz-Gemeinschaft (HGF) zur Folge ha- 
ben, dass, nachdem die erneuerbaren Energien 
in den vergangenen Jahren mit einer jährlichen 
Erhöhung von drei Prozent institutionell finan- 
ziert wurden und die wachsenden Energie- 
forschungsmittel der Helmholtz-Gemeinschaft 
künftig in wieder erhöhtem Maße der Nuklear- 
forschung zufiießen sollen, die jährliche Erhö- 
hung auf unter drei Prozent zurückgehen wird, 
und wie hoch soll der jährliche Zuwachs der 
erneuerbaren Energien im Forschungsbudget 
der Helmholtz-Gemeinschaft zukünftig sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Thomas Rachel 
vom 7. Februar 2008 

Die Zuwendungsgeber werden die Ausgaben des Forschungsbereichs 
Energie der Helmholtz-Gemeinschaft für Betrieb und laufende Investi- 
tionen in der kommenden Programmperiode (ab Jahresbeginn 2010) 
mit jährlich 1,5 Prozent steigern (gegenüber 1 Prozent p. a. in der ak- 
tuellen Programmperiode), zunächst bis zum Ende des Vereinbarungs- 
zeitraums des „Paktes für Forschung und Innovation“ zum Jahres- 
ende 2010. Bei einer Nachfolgevereinbarung wird die Zuwachsrate 
entsprechend bis zum Ende der Programmlaufzeit im Jahr 2014 
fortgeschrieben. 

Dabei machen die Zuwendungsgeber keine Vorgaben für die einzel- 
nen Programme des Forschungsbereichs wie z. B. „Nukleare Sicher- 
heitsforschung“ oder „Erneuerbare Energien“. Die Prioritätensetzung 
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wird sich - wie es die Prinzipien der programmorientierten Förderung 
der HGF vorsehen - aus dem Begutachtungsprozess und der wissen- 
schaftlichen Qualität ergeben, wobei die Prinzipien „Kontinuität“ und 
„Balance“ zwischen nuklearen und nichtnuklearen Programmen mit 
beachtet werden sollen. 


92. Abgeordneter 

Carsten 

Müller 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung 
aus der am Bildungsbericht für Deutschland: 
Erste Befunde (Zusammenfassung) (veröffent- 
licht im Jahr 2003) bekannt gewordenen Kri- 
tik, insbesondere hinsichtlich der Verkürzun- 
gen und Auslastungen etlicher Erkenntnisse 
der dem Bildungsbericht zugrunde liegenden 
Arbeit des Deutschen Institutes für Internatio- 
nale Pädagogische Forschung („Da stimmt 
was nicht“, RHEINISCHER MERKUR, 
10. Januar 2008), und in welcher Weise ge- 
denkt die Bundesregierung auf die in dem Arti- 
kel angesprochenen Missstände hinsichtlich 
des Büdungsberichtes von 2003, insbesondere 
im Hinblick auf die anhaltenden Diskussionen, 
über die Vor- und Nachteile des ein- bzw. 
mehrgliedrigen Schulsystems zu reagieren? 


Antwort des Staatssekretärs Michael Thielen 
vom 5. Fehruar 2008 

Der Bildungsbericht für Deutschland: Erste Befunde (Zusammenfas- 
sung) aus dem Jahr 2003, der auch Gegenstand des genannten Arti- 
kels in der Zeitschrift „RHEINISCHER MERKUR“ vom 10. Januar 
2008 ist, wurde im alleinigen Auftrag der Ständigen Konferenz der 
Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland er- 
stellt. Eventuelle Kritikpunkte am Bericht sind daher vom Auftrag- 
geber zu prüfen. 


93. Abgeordneter 

Dr. Ilja 
Seifert 

(DIE LINKE.) 


Welche Möglichkeiten bzw. gesetzlichen An- 
sprüche haben nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung gehörlose Studierende auf Kostenerstat- 
tung von Gebärdensprachdolmetschern für 
Hochschulbesuche? 


Antwort des Staatssekretärs Michael Thielen 
vom 5. Fehruar 2008 

Kosten für Gebärdensprachdolmetscher/Gebärdensprachdolmet- 
scherinnen für das Studium und andere Studienassistenzen etc. wer- 
den bei Vorliegen entsprechender Voraussetzungen im Rahmen der 
Eingliederungshilfe als „Hilfe zur Ausbildung für einen angemessenen 
Beruf einschließlich des Besuchs einer Hochschule“ finanziert (§ 54 
Abs. 1 Nr. 2 SGB XII, § 13 EhVO). Dazu gehören z. B.: 
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• Gebärdensprachdolmetscher/Gebärdensprachdolmetscherinnen 
u. a. für Vorlesungen, Seminare und Prüfungen, 

• Schreibdolmetscher/Schreibdolmetscherinnen für Vorlesungen und 
Prüfungen, 

• Studienassistenz zur Unterstützung der Studierenden, z. B. bei Be- 
such und Mitschrift von Lehrveranstaltungen, 

• Tutoren/Tutorinnen zur Unterstützung beim Vor- und Nachberei- 
ten des Unterrichts. 

Zuständig für Leistungen der Sozialhilfe (SGB XII) sind je nach Bun- 
desland die örtlichen oder überörtlichen Träger der Sozialhilfe. 
Grundsätzlich ist der Träger der Sozialhilfe örtlich zuständig, in des- 
sen Bereich sich die antragstellenden Studierenden tatsächlich aufhal- 
ten (§ 98 Abs. 1 SGB XII). 

In einer Empfehlung haben die überörtlichen Träger der Sozialhilfe 
die Leistungen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen zum 
Besuch einer Hochschule (Hochschulempfehlung) dargelegt. Sie 
beschreibt Art und Umfang der möglichen Eeistungen für Gehörlose 
in Kapitel 5.5. Die örtlichen Träger können sich an dieser Empfehlung 
orientieren. 

Eine Besonderheit ergibt sich aus dem Berliner Hochschulgesetz, das 
regelt, dass jedem Studierenden mit Behinderung die erforderlichen 
Hilfen zur Integration zur Verfügung gestellt werden sollen (§ 9 
Abs. 2 in Umsetzung von § 4 Abs. 7 BerlHG). Die Vergabe der Integ- 
rationshilfen haben die Berliner Hochschulen dem Studentenwerk 
Berlin übertragen. Eür Studierende an nichtstaatlichen Hochschulen, 
die die Vereinbarung nicht unterzeichnet haben, bleiben die Bezirke 
zuständig. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


94. Abgeordneter 

Thilo 

Hoppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Eorm wird sich der Deutsche Bun- 
destag aus Sicht der Bundesregierung mit den 
Interimsabkommen zwischen der EU und 
den AKP-Staaten befassen, und müssen die- 
se - sollten sie wie geplant zu endgültigen 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen führen - 
durch den Bundestag ratifiziert werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Kortmann 
vom 1. Februar 2008 

Die endgültigen Wirtschaftspartnerschaftsabkommen müssen aus 
Sicht der Bundesregierung von den Mitgliedstaaten ratifiziert werden, 
da es sich um gemischte Abkommen handelt. Eür die deutsche Ratifi- 
zierung ist die Zustimmung des Deutschen Bundestages notwendig. 
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95. Abgeordneter 

Thilo 

Hoppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Sind die abgeschlossenen Interimsabkommen 
aus Sicht der Bundesregierung zustimmungs- 
pflichtig durch den Deutschen Bundestag, und 
wenn ja, wann werden sie dem Deutschen Bun- 
destag vorgelegt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Kortmann 
vom 1. Februar 2008 

Die Erage, ob die Interimsabkommen von den EU-Mitgliedstaaten 
ratifiziert werden müssen, wird gegenwärtig durch den Juristischen 
Dienst des Rates geprüft. 


96. Abgeordneter 

Thilo 

Hoppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Eorm muss der Deutsche Bundes- 
tag aus Sicht der Bundesregierung über das 
zwischen der EU und den Karibikstaaten 
endgültig abgeschlossene Wirtschaftspartner- 
schaftsabkommen befinden, und ist hierbei die 
Zustimmung des Deutschen Bundestages für 
das Inkrafttreten des Vertrages zwingend? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Kortmann 
vom 1. Februar 2008 

Für die aus Sicht der Bundesregierung notwendige Ratifizierung des 
Abkommens ist in Deutschland die Zustimmung des Deutschen Bun- 
destages notwendig. In diesem Fall tritt das Abkommen erst nach der 
Ratifizierung in Kraft. Allerdings ist vorgesehen, das Abkommen be- 
reits ab Unterzeichnung vorläufig anzuwenden. 


97. Abgeordneter 

Thilo 

Hoppe 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Form wird das Europäische Parla- 
ment (EP) nach Kenntnis der Bundesregierung 
an der Ratifizierung von Interimsabkommen 
bzw. Wirtschaftspartnerschaftsabkommen be- 
teiligt, und bildet eine Beteiligung des EP eine 
zwingende Voraussetzung für das Inkrafttreten 
der entsprechenden Abkommen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Kortmann 
vom 1. Februar 2008 

Die Frage, ob und in welcher Form das Europäische Parlament an 
den Interimsabkommen beziehungsweise den Wirtschaftspartner- 
schaftsabkommen beteiligt werden wird, ist nach Maßgabe der ein- 
schlägigen Vorschriften im EG-Vertrag zu entscheiden. Diese Frage 
wird gegenwärtig ebenfalls vom Juristischen Dienst des Rates geprüft. 
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98. Abgeordneter 

Hellmut 

Königshaus 

(FDP) 


Kann die Bundesregierung ausschließen, dass 
trotz des etablierten Kontrollsystems im Zu- 
sammenhang mit der Rechtmäßigkeit der Mit- 
telverwendung finanzielle Mittel, die Syrien 
von der Bundesregierung gewährt wurden, un- 
mittelbar bzw. mittelbar auch für Terrorfinan- 
zierung verwandt wurden bzw. werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Kortmann 
vom 1. Februar 2008 

Die deutsch-syrische Entwicklungszusammenarbeit erfolgt grundsätz- 
lich projektgebunden. Die Mittel werden nach Projektfortschritt an 
die Projektpartner ausgezahlt. Ein etabliertes Kontrollsystem über- 
prüft die Rechtmäßigkeit der Mittelverwendung. Damit sind die erfor- 
derlichen Vorkehrungen getroffen, um eine Mittelfehlverwendung 
auszuschließen. 


99. Abgeordneter 

Hellmut 

Königshaus 

(FDP) 


Wurde im Zusammenhang mit den vorbenann- 
ten Mittelzuwendungen seitens der Bundesre- 
gierung ein Junktim von Syrien eingefordert, 
dass im Gegenzug für Finanzielle Zusammen- 
arbeit auch die Opfer des Anschlags auf das 
Maison de France in Berlin am 25. August 
1983 entschädigt werden?' 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Karin Kortmann 
vom 1. Februar 2008 

Ein Junktim zwischen einer Entschädigung der Opfer des Anschlags 
auf das Maison de France in Berlin am 25. August 1983 und den pro- 
jektgebundenen Mittelzuwendungen zur Verbesserung der Lebens- 
situation der Menschen sowie zur Unterstützung der Reformorientie- 
rung Syriens besteht nicht. 


Berlin, den 8. Februar 2008 


Siehe hierzu auch Frage 11. 
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